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K I E L E R D I S K U S S I O N S B E I T R Ä G E

K I E L D I S C U S S I O N P A P E R S

Rechtsprobleme des Europäischen Währungssystems

von Hans R. Krämer

A U S D E M I N H A L T

Ob und auf welchem Wege die monetäre Integration Europas verwirklicht werden kann,
hängt auch von rechtlichen Dberlegungen ab. Die Ausgestaltung des Europäischen Wäh-
rungssystems wird erleichtert, wenn sie auf der Basis des EWG-Vertrages erfolgen kann,
denn dann brauchen nur die Institutionen der Gemeinschaft tätig zu werden. Ist aber eine
Vertragsänderung erforderlich, dann müssen die (zehn) Gesetzgeber der einzelnen Mitglied-
staaten zustimmen.
Eine Untersuchung der rechtlichen Voraussetzungen des EWS kommt zu folgendem Ergebnis:

% Einzelne Maßnahmen im Rahmen des EWS können auf spezielle Vorschriften des EWG-
Vertrages gestützt werden, so
- der finanzielle Beistand zugunsten von Mitgliedstaaten, die in Zahlungsbilanzschwie-

rigkeiten geraten sind, auf Art. 108,
- gemeinsame Beschlüsse zur Gestaltung der Geld- und Kreditpolitik auf Art. 103.

Die "allgemeine Ermächtigungsklausel" des Art. 235 ermöglicht weitere Maßnahmen, da-
runter
- die (mengenmäßig und zeitlich) unbeschränkte Verwendung von ECU zum Saldenaus-

gleich zwischen den Partnerstaaten,
- die Verringerung der Bandbreiten der EG-Währungen untereinander.

% Die Ausstattung des EWS mit einer zentralbankähnlichen Einrichtung (Währungsfonds)
und die Übereignung von Währungsreserven an den Fonds läßt sich dagegen nicht auf
den EWG-Vertrag stützen. Auch Art. 235 ist hier nicht anwendbar. Zum endgültigen Aus-
bau des EWS - wie es bisher konzipiert ist - wird deshalb eine Vertragsänderung er-
forderlich.

% Die für die "Endphase" des EWS notwendige Änderung des EWG-Vertrages unterliegt
in der Bundesrepublik Deutschland der Entscheidung des Bundestages. Diese Entschei-
dung erfolgt mit einfacher Mehrheit, und zwar auch dann, wenn der umfassende Ver-
zicht auf währungspolitische Kompetenzen als verfassungsändernd anzusehen ist. Hier
greift Art. 24 I des Grundgesetzes ein, der die Übertragung von Hoheitsrechten auf die
Gemeinschaft im einfachen Gesetzgebungsverfahren zuläßt.
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Rechtsprobleme des Europäischen Währungssystems

1. Die endgültige Einführung des Europäischen Währungssystems (EWS) war für
März 1981 - spätestens zwei Jahre nach Beginn der Anlaufphase - vorgesehen.
Nun ist sie verschoben worden1. Das ist vor allem darauf zurückzuführen, daß die
Regierungen der Mitgliedstaaten noch nicht bereit sind, im erforderlichen Umfang
auf Hoheitsrechte im währungspolitischen Bereich zu verzichten2 .

Mit der Furcht vor Souveränitätseinbußen wird zwar meist nicht offen argumentiert,
aber ist es inhaltlich etwas anderes, wenn die monetäre Vereinheitlichung abgelehnt
wird, weil sie die gewohnte einzelstaatliche (Beschäftigungs-, Stabilitäts- usw. )
Politik beeinträchtige? Man kann sich auch fragen, ob die Forderung von Ideallö-
sungen unter Ablehnung der zwangsläufig unvollkommenen kleinen Schritte und
Kompromisse nicht im Ergebnis auf ein Festhalten an den nationalen Kompetenzen
hinausläuft.

2. "Prinzipiell" ist fast jeder Politiker wie Wissenschaftler für die europäische
Einigung - auch auf monetärem Gebiet und gerade dort, wie zahlreiche Stellungnah-
men zur Wirtschafts- und Währungsunion zeigen3 . Nur fehlt es an der Einigkeit
über die Details. Im Streit der Meinungen werden dann sowohl ökonomische als
auch außerökonomische Argumente benutzt, um die eigene Lösung zu begründen
und andere Ansichten zu widerlegen. Eines der wichtigsten außerökonomischen
Argumente zugunsten der monetären Integration ist der Hinweis auf die Notwendig-
keit einer politischen Union, der auch die währungspolitische Einigung diene. Er-
nüchternd wird dagegen der - juristische - Einwand vorgebracht, der EWG-Vertrag
sehe keine Währungsunion vor; darüber müßten die nationalen Parlamente, womög-
lich mit verfassungsändernder Mehrheit, entscheiden. Auf der anderen Seite wird

1 In der Schlußfolgerung über die Arbeiten des Europäischen Rates vom 2. Dezem-
ber 1980 ("Europa-Archiv", 1980, D 7) wird das so ausgedrückt: "Der Europäische
Rat bekräftigt seine Entschlossenheit, das Europäische Währungs System weiter zu
stärken, bis es im geeigneten Augenblick in die institutionelle Phase übergehen
kann".

2 Die damit verbundenen innenpolitischen Schwierigkeiten wurden besonders deut-
lich im Falle Frankreichs: "it might have meant that president Valerie Giscard
d'Estaing would have been involved in a nasty dispute about renunciation of na-
tional monetary sovereignty in his election campaign" (J. Carr in "Financial
Times" vom 12. Dezember 1980).

3 Vgl. z .B. Giersch [1971]; Willgerodt et al. , [1972]; Sachverständigengruppe
"Wirtschafts- und Währungsunion" der Kommission der EG [1973a]; Working
Group on European Monetary Union, "All Saint1 s Day Manifesto" [1975] ; Vaubel
[1978]; Cezanne, Möller [1979] .



wiederum nach einer juristischen Begründung für ein möglichst leichtes Fortschrei-
ten zur Währungsunion gesucht. Derartige Rechtsfragen im Hinblick auf das EWS
sollen hier behandelt werden1.

3. Das Europäische Währungssystem (EWS), dessen Errichtung der Europäische
Rat am 5. Dezember 1978 beschloß2., hat ein Rechtsproblem übernommen, das
schon vor seiner Entstehung erörtert worden war. Da für die Anfangsphase des
EWS der Europäische Fonds für währungspolitische Zusammenarbeit (EFWZ) "mit
der Verwaltung des neuen Währungssystems"3 beauftragt wurde, sind die Fragen,
die mit der Errichtung dieses Fonds zusammenhängen, für das EWS aktuell geblie-
ben. Mit dem Anlaufen des EWS sind neue Probleme hinzugekommen, der Über-
gang in die zweite Phase wird weitere mit sich bringen, und eine Weiterentwick-
lung des Systems wird wiederum Rechtsfragen aufwerfen.

4. Fragt man nach den betroffenen Rechtskreisen, so gilt folgendes: Bei der Ein-
führung und Ausgestaltung des Europäischen Währungs Systems handelt es sich zu-
nächst um Fragen des Gemeinschaftsrechts. Welche Vorschriften liegen den ein-
zelnen Regelungen zugrunde? Soweit es um die Weiterentwicklung geht: Welche
Vorschriften kommen als Grundlage für die geplanten Regelungen in Betracht? Da-
bei ist eine entscheidende Frage die, ob das System - wie es begonnen wurde und
wie es weiterentwickelt werden soll - im Rahmen des EWS-Vertrages verwirklicht
werden kann oder ob Vertragsänderungen erforderlich sind. Im ersten Fall brau-
chen nur die Gemeinschaftsorgane tätig zu werden, im zweiten ist der nationale
Gesetzgeber einzuschalten.

Zwar zeigt die Geschichte der EG, daß auch die Rechtsetzung innerhalb der Ge-
meinschaft sehr langwierig sein kann und häufig nicht zum Erfolg führt. Das Ver-
tragsänderungsverfahren ist aber in aller Regel noch langwieriger und mit noch
größeren Unsicherheiten belastet. Wenn es auch nicht ausgeschlossen ist, daß die
nationalen Parlamente größeren "Integrations-Elan" entfalten als die Vertreter
der Regierungen im Ministerrat, so kann doch davon ausgegangen werden, daß
sich eine Fortentwicklung der Gemeinschaft allgemein und auch auf dem Sektor
der Währungspolitik leichter unter Benutzung des EG-internen Verfahrens bewerk-
stelligen läßt.

5. Sind Vertrags änderungen erforderlich, dann ist neben dem Gemeinschaftsrecht
das nationale Recht zu prüfen. Das Gemeinschaftsrecht insofern, als dort Verfah-
ren für die Vertrags änderungen vorgesehen sind4. Das nationale Recht ist berührt,
weil die Änderungen bzw. die entsprechenden Verträge von allen Mitgliedstaaten
gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften zu ratifizieren sind.

1 Zu den ökonomischen Fragen vgl. in dieser Reihe Lehment [19 78] .
2 Entschließung des Europäischen Rates vom 5. Dezember 19 78 über die Errichtung

des Europäischen Währungssystems (EWS) und damit zusammenhängende Fragen
(Bulletin der EG, Nr. 12/1978, Ziff. 1.1.11).

3 Verordnung (EWG) Nr. 3181/78 des Rates vom 18. Dezember 1978 über das
Europäische Währungssystem (Amtsblatt EG 19 78 L 3 79, S. 2).

4 Für die Währungspolitik kommt Art. 236 EWG-Vertrag in Betracht. Vgl. aber
auch Art. 96 EGKS-Vertrag und Art. 204 Euratom-Vertrag.



6. Beschränkt man sich auf die Bundesrepublik Deutschland, dann sind die Vor-
schriften des Grundgesetzes anzuwenden, die u.a . dafür maßgeblich sind, ob das
entsprechende Gesetz der Zustimmung des Bundesrates bedarf, und dafür, ob für
dieses Gesetz eine einfache oder eine verfassungsändernde Mehrheit im Bundes-
tag erforderlich ist. Hierbei ist von besonderer Bedeutung, daß der Bund nach
Artikel 24 GG Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche Einrichtungen übertragen kann.

I. Zur Anwendbarkeit des Gemeinschaftsrechts

7. Das EWS ist ein vorläufiges System. Zwar war der Europäische Rat am
5. Dezember 1978 übereingekommen: "Am 1. Januar 1979 wird ein Europäisches
Währungssystem errichtet"1. Aber abgesehen davon, daß der Beginn wegen eines
Streites um den Währungsausgleich im Agrarbereich auf den 13. März 1979 hin-
ausgeschoben wurde2, ist schon in der Entschließung des Europäischen Rates vor-
gesehen, daß das System erst später "in ein endgültiges System einzubringen"
sei3 .

Dieser Beschluß, das EWS mit einer Anlaufphase zu beginnen, erlaubte es, eine
Reihe von Problemen erst auf Grund längerer Erfahrung zu lösen - wie es auch
im EWG-Vertrag geschehen ist. Dadurch, daß endgültige Entscheidungen vermie-
den wurden, konnte das System aber auch begonnen werden, ohne daß ein Ver-
tragsänderungsverfahren für notwendig gehalten wurde. Das EWS ist nämlich
rechtlich im wesentlichen auf Art. 235 EWG-Vertrag gegründet.

8. Die Verordnung (EWG) Nr. 3181/78 des Rates vom 18. Dezember 1978 über
das Europäische Währungssystem4 ist "gestützt auf den Vertrag zur Gründung
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 235"5. Diese
vom Rat der Europäischen Gemeinschaften - also von einem Organ der EG - er -
lassene Verordnung verweist auf die frühere Verordnung Nr. 90 7/73 zur Errich-
tung des Europäischen Fonds für währungs politische Zusammenarbeit6 (EFWZ),
weil der EFWZ eine Reihe von Aufgaben im Rahmen des Europäischen Währungs-
Systems wahrnehmen soll. Verordnung Nr. 907/73 ist aber ebenfalls auf Art. 235
EWG-Vertrag gestützt. Sie dient ihrerseits als Grundlage für die Verordnung

1 Entschließung des Europäischen Rates vom 5. Dezember 1978, Ziff. A 1.2.
2 Die erforderlichen Abkommen zwischen den Zentralbanken der Mitgliedstaaten

wurden am 13. März 19 79 geschlossen (vgl. "Europäische Wirtschaft", Juli
1979, Nr. 3).

3 Entschließung vom 5. Dezember 1978, Ziff. A 1.4.
4 Amtsblatt EG 1978 L 379, S. 2 (zit. : VO 3181/78).
5 Präambel zur VO 3181/ 78.
6 Verordnung (EWG) Nr. 907/73 des Rates vom 3. April 1973. Amtsblatt EG 1973

L 89, S. 2 (zit. : VO 907/73).



Nr. 3180/78 zur Änderung des Wertes der Rechnungseinheit1. Alle drei Verord-
nungen (VO 907/73, 3180/78 und 3181/78) werden schließlich herangezogen in dem
Abkommen zwischen den Zentralbanken der Mitgliedstaaten über die Funktionsweise
des Europäischen Währungs Systems2 und in den zwei Beschlüssen (Nr. 12/79 und
Nr. 13/79) des Verwaltungsrates des EFWZ vom 13. März 1979.

9. Lediglich einer der Rechtsakte, die im Zusammenhang mit der Errichtung des
Europäischen Währungssystems erlassen wurden, bezieht sich nicht direkt oder
indirekt auf Art. 235 EWG-Vertrag: Die Entscheidung des Rates vom 21. Dezem-
ber 19783 über den mittelfristigen finanziellen Beistand ist auf Artikel 103 und
108 EWG-Vertrag gestützt. Dagegen nennt die später erlassene Verordnung
Nr. 1736/79 vom 3. August 1979 über Zinszuschüsse im Rahmen des Europäischen
Währungssystems4 als Rechtsgrundlage wiederum "insbesondere Artikel 235".

10. Artikel 235 des EWG-Vertrages lautet:
"Erscheint ein Tätigwerden der Gemeinschaft erforderlich, um im Rahmen
des Gemeinsamen Marktes eines ihrer Ziele zu verwirklichen, und sind in
diesem Vertrag die hierfür erforderlichen Befugnisse nicht vorgesehen, so
erläßt der Rat einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung
der Versammlung die geeigneten Vorschriften".

Die Vorschrift ist schon in zahlreichen Fällen angewandt worden5 und Gegenstand
ausgiebiger juristischer Erörterungen gewesen6. Prüft man ihre Anwendbarkeit
im Hinblick auf das Europäische Währungssystem, so kann man - wie es üblicher-
weise geschieht - mit der Frage beginnen, ob ein Tätigwerden der Gemeinschaft
erforderlich erscheint . . . , und so fort gemäß der Reihenfolge im Text. Zweck-
mäßiger dürfte es aber sein, sich zunächst zu vergewissern, ob der Vertrag die
erforderlichen Befugnisse nicht bereits vorsieht. Erstens kann die Anwendung von
Art. 23 5 überhaupt erst in Betracht gezogen werden, wenn die fraglichen Befug-
nisse im Vertrag fehlen oder zumindest zu fehlen scheinen. Zweitens ist die Prü-
fung der zuerst genannten Tatbestandsmerkmale in den meisten Fällen schwierig,
und es liegt nahe, sie erst vorzunehmen, wenn sie wegen fehlender Befugnisse
überhaupt notwendig erscheint. Drittens läßt sich das Fehlen der notwendigen
Befugnisse im Vertrag meist auf Grund rechtlicher Überlegungen ermitteln, wäh-
rend die Frage, ob zur Verwirklichung der Vertrags ziele ein Tätigwerden der

1 Verordnung (EWG) Nr. 3180/78 des Rates vom 18. Dezember 1978. Amtsblatt
EG 1978 L 379, S. 1 (zit. : VO 3180/78).

2 Abkommen vom 13. März 1979. Abgedruckt in "Europäische Wirtschaft", Juli
1979, Nr. 3, S. 105.

3 Entscheidung 78/1041/EWG zur Änderung der Entscheidung vom 22. März 1971
über die Einführung eines Mechanismus für den mittelfristigen finanziellen Bei-
stand. Amtsblatt EG 1978 L 379, S. 3.

4 Amtsblatt EG 1979 L 200, S. 1 (zit. : VO 1736/79).
5 Vgl. die Übersicht bei Everling [19 76, S. 22] .
6 Literaturhinweise finden sich u.a. vor der Kommentierung des Art. 235 durch

Ehring [1974] im Kommentar zum EWG-Vertrag. Eine Reihe von wichtigen Bei-
trägen enthält die Zeitschrift "Europarecht", Sonderheft 19 76. Zur Anwendung
des Art. 235 im Zusammenhang mit dem EWS vgl. Seidel [1979] und im Hinblick
auf den EFWZ Ehlermann [19 73] .



Gemeinschaft erforderlich ist, wohl überwiegend mit Hilfe ökonomischer-und po-
litischer Kriterien beantwortet werden muß. Schließlich scheint es bei der Einfüh-
rung bzw. Prüfung neuen EWG-Rechts angemessen, die Reihenfolge einzuhalten:

- Rechtsetzung auf Grund besonderer Befugnisse im Vertrag,

- Rechtsetzung auf Grund von Art. 235,

- Rechtsetzung durch Ergänzung bzw. Änderung des Vertrages.

11. Der EWG-Vertrag enthält besondere Befugnisse, die zur Einführung oder zum
Ausbau des Europäischen Währungssystems geeignet sind. Das zeigt sich schon
daran, daß jedenfalls in einer Entscheidung zum EWS auf bestimmte Vorschriften
des EWG-Vertrages Bezug genommen wird: Die Entscheidung des Rates über den
mittelfristigen finanziellen Beistand ist - wie erwähnt - auf Art. 103 und 108 EWG-
Vertrag gestützt, ebenso wie die Entscheidung aus dem Jahre 19 71, mit welcher
der "Mechanismus für den mittelfristigen finanziellen Beistand" eingeführt wurde1.

In Art. 108 ist die Gewährung eines gegenseitigen Beistandes für Mitgliedstaaten,
die in Zahlungsbilanzschwierigkeiten geraten sind, vorgesehen. Art. 103 gibt der
Gemeinschaft umfassende Zuständigkeiten auf dem Gebiet der Konjunkturpolitik.
Dazu gehören auch vorbereitende Maßnahmen wie die Bereitstellung von Kredit-
plafonds, um im Bedarfsfalle - bei akuten Zahlungsbilanzschwierigkeiten - sofort
handeln zu können2 . Auch noch andere Bestimmungen des EWG-Vertrages kom-
men als Grundlage für Regelungen zur Ausgestaltung des Europäischen Währungs -
Systems in Betracht, insbesondere Art. 105, der die Koordinierung der Wirt-
schaftspolitik der Mitgliedstaaten behandelt, oder die Vorschriften in dem Kapitel
über den Kapitalverkehr. Sie alle sind vor Anwendung von Art. 235 zu prüfen.

12. Dabei geht es nicht nur darum, ob der Vertrag an anderer Stelle Befugnisse
zur Regelung der fraglichen Materien enthält, sondern auch darum, ob diese
Befugnisse ausreichend sind, um die angestrebten Ziele zu verwirklichen. Im
Zusammenhang mit dem EWS stellt sich etwa die Frage, ob mit Art. 105 Abs. 1,
welcher der Kommission die Befugnis verleiht, Empfehlungen zur Koordinierung
der Wirtschaftspolitik abzugeben3 , die Anwendung von Art. 235 auf dem Gebiet
der Wirtschaftspolitik ausgeschlossen wird. Für eine solche Ansicht könnte vor-
gebracht werden, daß die Mitgliedstaaten bei Vertragsabschluß vermutlich dar-
über einig waren, ihre nationale Zuständigkeit für die Wirtschaftspolitik möglichst
wenig durch die Gemeinschaft einschränken zu lassen4. Ein Ausdruck dieses Wil-
lens sei eben, daß die Kommission hier lediglich (für die Mitgliedstaaten unver-
bindliche) Empfehlungen abgeben dürfe.

1 Entscheidung 71/143/EWG. Amtsblatt EG 1971 L 73, S. 15.
2 Vgl. dazu etwa Ehlermann [19 74, Anm. II 2 d zu Art. 103 mit weiteren Nach-

weisen] .
3 Damit ist auch die Währungs- und Wechselkurspolitik erfaßt. Vgl. Ipsen [1972,

S. 798] und Ehlermann [1974, Anm. II 1 a zu Art. 105 m. Nachw. ] .
4 Sie konnten sich "nicht dazu durchringen" [Ehlermann, 1974, Anm. I 1 a zu

Art. 105] .



13. Eine derartige Auffassung würde jedoch dem Sinn des Art. 235 nicht gerecht.
Da er selbst dann ein Tätigwerden der Gemeinschaft vorsieht, wenn im Vertrag
überhaupt keine Befugnisse auf diesem Gebiet enthalten sind, muß ein solches
Tätigwerden erst recht zulässig sein, wenn das Sachgebiet schon in den Regelungs-
bereich der Gemeinschaft einbezogen worden ist1. Dem entspricht auch die Praxis
der Gemeinschaft: Der Rat hat sich durch Art. 105 nicht daran hindern lassen,
zahlreiche Entscheidungen zur Währungspolitik auf Art. 235 zu stützen.

Ein Tätigwerden der Gemeinschaft nach Art. 235 ist also sowohl dann zulässig,
wenn im EWG-Vertrag Befugnisse fehlen, die zur Verwirklichung eines Ziels des
gemeinsamen Marktes erforderlich sind, als auch dann, wenn die im Vertrag vor-
gesehenen Befugnisse dafür unzureichend sind2 .

14. Kann davon ausgegangen werden, daß der Vertrag "die erforderlichen Befug-
nisse" in diesem umfassenden Sinne nicht vorsieht, dann ist zu prüfen, ob die
übrigen Voraussetzungen des Art. 235 vorliegen. Es kommt also darauf an, ob
ein Tätigwerden der Gemeinschaft erforderlich erscheint, um im Rahmen des
Gemeinsamen Marktes eines ihrer Ziele zu verwirklichen.

15. Das Ziel, das angestrebt wird, muß im EWG-Vertrag bereits vorgesehen sein3.
Für die "engere währungspolitische Zusammenarbeit . . . . . die zu einer stabilen
Währungszone in Europa führt"4, ist das der Fall. Sie wird in Art. 105 Abs. 2
ausdrücklich genannt: Dort ist von der Koordinierung der Währungspolitik der
Mitgliedstaaten in dem für das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes erforder-
lichen Umfang die Rede. In diesem Sinne wurden von der Gemeinschaft bereits
zahlreiche Beschlüsse gefaßt5 . Jetzt geht es darum, die bestehende Zusammen-
arbeit zu verstärken und evtl. in bestimmter Richtung festzulegen - so in dem
Bemühen um "größere innere und äußere Stabilität"6 .

16. Die Frage ist nun, ob zu diesem Zweck die Gemeinschaft neue Befugnisse
braucht, oder ob Maßnahmen genügen, die von den Mitgliedstaaten, ihren Dienst-

1 "Auf keinen Fall schließt die Befugnis, eine Empfehlung auszusprechen oder
eine Stellungnahme abzugeben, die Anwendung des Art. 235 aus" [Ehring, 1974,
Anm. III 2 zu Art. 235] .

2 In beiden Fällen fehlt es an " e r f o r d e r l i c h e r Ermächtigung" [Ipsen, 1972,
S. 434]. Vgl. auch Constantinesco [19 77, S. 277] und Ehring [19 74, Anm. III 2
zu Art. 235] .

3 Constantinesco [1977, S. 274] . "Art. 235 räumt den Gemeinschaftsorganen
nicht die Befugnis ein, ein neues Ziel zu setzen" [ibid.] .

4 Abschnitt 2 "Währungspolitik" der Schlußfolgerungen von Bremen (6. und
7. Juli 19 78).

5 Vgl. die zahlreichen Dokumente, die in der Zusammenstellung des Währungsaus-
schusses "Kompendium von Gemeinschaftstexten im Bereich der Währungspoli-
tik", o .O. , 1974, plus Nachtrag 1976, enthalten sind.

6 Abs. A 1.3 der Entschließung vom 5. Dezember 1978. Es ging dem Europäi-
schen Rat also nicht etwa nur um W e c hs e l ku r s Stabilität. Dem EWG-Vertrag
(Art. 104 und 2) ist durchaus eine Verpflichtung zur währungspolitischen Stabi-
lität zu entnehmen [Seidel, 1979, S. 20].



stellen oder Zentralbanken ergriffen werden. Daß zur Förderung der monetären
Integration in der EG allgemein ein Tätigwerden der Gemeinschaft erforderlich
erscheint, wird kaum bestritten werden. Zumindest die Koordinierung auf Gemein-
schaftsebene ist ja sogar in Art. 105 EWG-Vertrag vorgeschrieben1. Unbestimmt
ist lediglich das Ausmaß der Befugnisse, welche die Gemeinschaft auf dem Gebiet
der Währungspolitik benötigt. Von der Beantwortung dieser Frage hängt es ab, ob
im konkreten Fall die Ermächtigung des Art. 235 eingreift oder nicht. Dabei geht
es nicht um eine allgemeine Feststellung wie die, daß die Verwirklichung von Ver-
tragszielen angestrebt werde. Es ist vielmehr jeweils im einzelnen zu untersuchen,
ob eine (vorgesehene bestimmte) Maßnahme der Verwirklichung dieser Ziele dient.

II. Die Ausstattung und Verwendung der ECU

17. Von den im Rahmen des EWS vorgesehenen Maßnahmen behandelte der Euro-
päische Rat als erstes die ECU und ihre Funktionen. Nach Absatz 2 der Erschlie-
ßung vom 5. Dezember 19 78 war die ECU zu verwenden

a) als Bezugsgröße (numeraire) für den Wechselkursmechanismus,

b) als Grundlage für den Abweichungsindikator,

c) als Rechengröße (denominator) für Operationen im Interventions- und im Kredit-
mechanismus,

d) als Instrument für den Saldenausgleich zwischen den Währungsbehörden der Euro-
päischen Gemeinschaft.

18. Dementsprechend wurde mit Verordnung vom 18. Dezember 1978 der Wert
der ECU festgelegt, und zwar wurde sie "als ein Korb der Währungen der Mit-
gliedstaaten" definiert, in den bestimmte Beträge der einzelnen EG-Währungen
eingehen2 . Gleichzeitig wurde beschlossen, daß der Fonds für währungs politische
Zusammenarbeit (EFWZ) die so definierte ECU in seinen Transaktionen verwendet3.
Auf Grund dieser Ermächtigung hat der Verwaltungsrat des EFWZ am 13. März
19 79 die " Dur chführungs vor kehrungen getroffen", nach denen die ECU gegen Ein-
bringung von Gold und Dollar geschaffen4 und nach denen die ECU für Zahlungen

1 "Um die Koordinierung der Währungspolitik der Mitgliedstaaten in dem für das
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes erforderlichen Umfang zu fördern,
wird ein Beratender Währungs aus schuß eingesetzt". (Art. 105 Abs. 2).

2 Art. 1 der VO 3180/78. (Dies ist eine Verordnung des Rates der EG. )
3 VO 3181/78.
4 Art. 2 des Beschlusses Nr. 12/79 des Verwaltungsrates der EFWZ.



zwischen den Zentralbanken der Mitgliedstaaten1 und für den innergemeinschaft-
lichen Saldenausgleich verwendet wird2 .

19. Im übrigen sind die Verwendungen der ECU im Abkommen zwischen den Zen-
tralbanken der Mitgliedstaaten vom 13. März 1979 geregelt3 . Im Hinblick auf die
rechtliche Beurteilung ist hervorzuheben, daß dieses Abkommen zwischen den No-
tenbanken unmittelbar auf "Ersuchen" des Europäischen Rates4 geschlossen wur-
de, während der Verwaltungsrat des EFWZ einer Ermächtigung durch den Rat der
EG bedurfte. Hierdurch wird die abhängige Stellung des Fonds unterstrichen. Im
Gegensatz zu der Position der Zentralbanken, die ihre Vereinbarung über den
Wechselkursmechanismus, die sehr kurzfristige Finanzierung sowie die Schaffung,
Verwendung und Verzinsung der ECU selbständig schließen konnten, hat der Ver-
waltungsrat des EFWZ keine eigene Entscheidungsbefugnis, die über die verwal-
tungsmäßige Erfüllung seiner Aufgaben hinausgeht5.

20. Bei der Beurteilung der ECU im Hinblick auf Art. 235 ist wichtig, daß sie
keine endgültige Währungseinheit ist. Nach dem Abkommen zwischen den Zentral-
banken werden ECU gegen Einbringung von Gold und Dollar geschaffen. Jede be-
teiligte Zentralbank hinterlegt 20 vH ihrer Goldbestände .und ihrer Dollarreserven
beim EFWZ und erhält dafür vom Fonds den entsprechenden Betrag in ECU gutge-
schrieben6. Das geschieht aber in Form von revolvierenden Dreimonatsswaps7 ,
die erstens vierteljährlich erneuert werden müssen und zweitens nach Ablauf der
Übergangsperiode aufgelöst werden, sofern die Zentralbanken nicht einstimmig
einen entgegengesetzten Beschluß fassen8.

Der vorläufige Charakter der ECU zusammen mit der Tatsache, daß Schaffung
und Verwendung unter der Kontrolle der Notenbanken erfolgen und keine endgül-
tige Übertragung von Währungsreserven der Zentralbanken an den EFWZ vorge-
nommen wurde9 , lassen die neue Währungseinheit (ECU) in erster Linie a-ls ein
Mittel erscheinen, das die monetäre Zusammenarbeit zwischen den Mitglied-

1 Art. 3 des Beschlusses Nr. 12/79.
2 Art. 4 des Beschlusses Nr. 12/79.
3 Hahn [1979a, S. 353] charakterisiert dieses Abkommen als "in Stellvertretung

und im Auftrag der Regierungen geschlossene völkerrechtliche Vereinbarung".
4 Ziff. 6. 3 und 6. 4 der Entschließung vom 5. Dezember 19 78.
5 Vgl. dazu die Satzung des EFWZ (Anhang zu VO 90 7/73).
6 Art. 17 Abs. 1 des Abkommens zwischen den Zentralbanken.
7 Art. 17 Abs. 3 des Abkommens.
8 Art. 20 Abs. 1 des Abkommens. Nachdem die Übergangszeit verlängert wurde,

ist ein solcher Beschluß zu erwarten (vgl. die Schlußfolgerungen von der Ta-
gung des Europäischen Rates vom 1. und 2. Dezember 1980 zum EWS).

9 Zu den Beweggründen für die gewählte Ausgestaltung der ECU vgl. Riecke
[1979].



Staaten erleichtert1. Zwar wurde durch das Abkommen zwischen den Zentralban-
ken der EG-Länder eine Basis geschaffen, welche die Entwicklung in Richtung auf
eine echte EG-Währung erleichtern könnte. Was aber den mit dem Abkommen vom
13. März 1979 erreichten Zustand angeht, so besteht aus juristischer Sicht kein
Anlaß, daran zu zweifeln, daß das "erforderliche" Maß an währungspolitischer Zu-
sammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten nicht überschritten wurde2 .

21. Wird die ECU stärker einer gemeinsamen Währung angenähert - erhält sie u.a.
einen dauerhaften Charakter - dann ist diese Beurteilung zu überprüfen. Das ist
schon notwendig angesichts des vom Europäischen Rat aufgestellten Programms,
nach dem das endgültige Europäische Währungssystem "die uneingeschränkte Ver-
wendung der ECU als Reserveaktivum und als Instrument für den Saldenausgleich
mit sich (bringt)"3. Damit soll die ECU - allerdings nur im Verkehr zwischen den
Zentralbanken der Gemeinschaft - Zahlungs- und Wertaufbewahrungsmittel werden.

Zwar wird sie auch in der Anlaufphase bereits in dieser Weise benutzt, die Verwen-
dung ist bisher aber weder endgültig noch ist sie uneingeschränkt. Einerseits kön-
nen die Dreimonatsswaps aufgelöst werden, und die verwendeten ECU müssen dann
durch Gold oder Dollar (also durch "endgültige" internationale Zahlungsmittel) er-
setzt werden. Andererseits brauchen die Zentralbanken Zahlungen in ECU nur in
Höhe von 50 vH ihrer Forderungen (also nur in beschränktem Umfang) anzunehmen.

22. Die vom Europäischen Rat vorgesehene uneingeschränkte Verwendung als Zah-
lungsmittel zwischen den Zentralbanken und als Reserveaktivum setzt voraus, daß
die Annahmepflicht nicht auf 50 vH der Forderungen begrenzt bleibt, ebenso wenig
die Geltungsdauer auf zwei Jahre (oder einen anderen Zeitraum). Sowohl die Be-
schränkung der Annahmepflicht als auch die Zeitgrenze für den Bestand der ECU
müßten wegfallen, wenn die Währungseinheit "definitiv" werden soll. Dazu müßte
die ECU auch im Verhältnis zu den anderen Reserveaktiva attraktiv genug sein,
um die Zentralbanken zu veranlassen, sie anstelle anderer internationaler Zah-
lungsmittel zu halten4. Endgültiges Zahlungsmittel kann die ECU nur sein, wenn
die bisherige widerrufliche "Deckung" in eine dauerhafte verwandelt wird. Die bis-
her im Wege von Dreimonatsswaps von den Notenbanken zur Verfügung gestellten
Währungsreserven müßten dem Fonds also auf jeden Fall ohne zeitliche Begrenzung,
als Dauerregelung aber endgültig mit Dispositionsrecht übertragen werden [Gleske,
1980, S. 217; Kloten, 1981, S. 22]. Als Reserveaktiva akzeptierbar wären die
ECU für die Notenbanken nur dann, wenn sich durch ihre Ansammlung die Liquidi-
tätslage nicht verschlechterte. Das wäre aber nur dann der Fall, wenn die ECU
im internationalen Zahlungsverkehr uneingeschränkt verwendbar wäre, entweder
direkt oder nach Umtausch in die geforderten Zahlungsmittel - wohl vor allem in
Dollar.

1 Nach dem Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung (SVR), "zielen" die Pläne für das EWS zunächst "auf die Angleichung der
Geldpolitik der Mitgliedsländer" [SVR, 1978/79, Ziff. 345].

2 Die Reserveübertragung mittels 3-Monats-Swaps ist "recht unproblematisch"
[Hahn, 19 79a, S. 353] . Sie ist "durch die Ermächtigung des Art. 235 EWG-Ver-
trag gedeckt" [Seidel, 1979, S. 22].

3 Entschließung vom 5. Dezember 1978, Ziff. 1. 4.
4 Sie muß "mindestens so attraktiv wie der Dollar" sein [Gleske, 1980, S. 217] .
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23. Da jedenfalls zunächst nicht davon ausgegangen werden kann, daß sie außer-
halb der EG unbeschränkt als Zahlungsmittel angenommen werden, müßten die
ECU also voll konvertierbar sein [Gleske, 1980, S. 217; Kloten, 1981, S. 22],
wenn sie vergleichbare Liquiditätsreserven darstellen sollen. Würden aber die
Zentralbanken das Recht erhalten, ECU unbegrenzt in Dollar oder Gold einzu-
tauschen, dann könnte man andererseits kaum von einer endgültigen Übertragung
von Währungsreserven auf den Fonds sprechen. Es könnten sich also weitere Maß-
nahmen als notwendig erweisen, etwa eine Verpflichtung der Notenbanken, trotz
eventuell sinkender Liquiditätslage bestimmte Mindestbeträge von ECU zu halten,
oder eine besonders attraktive Verzinsung oder es müßte nicht der volle Gegen-
wert der Währungsreserven in ECU gutgeschrieben werden.

Vermutlich ist auch die Beschränkung der Emission auf den Gegenwert von 20 vH
der Währungsreserven in den Mitgliedstaaten nicht mit der Rolle vereinbar, die
der Europäische Rat1 der ECU zugedacht hatte. Längerfristig müßte an eine Emis-
sion nach Bedarf gedacht werden, insbesondere dann, wenn der Fonds für die
Kreditvergabe im Rahmen der Beistandsmechanismen zuständig würde2 . Eine
solche Ausweitung der Funktionen setzt voraus, daß die 100-prozentige Deckung
durch Gold und Dollar aus den Beständen der Mitgliedzentralbanken aufgegeben
und eine Refinanzierungsmöglichkeit für den Fonds eingeführt wird.

24. Wahrscheinlich wären noch weitere Veränderungen gegenüber der Anlaufphase
erforderlich, um die ECU dem "endgültigen System" nach den Vorstellungen des
Europäischen Rates anzupassen. Die eben erwähnten Anpassungen zeigen aber be-
reits die grundsätzlichen rechtlichen Probleme, die dabei auftreten: Darf auf-
grund von Art. 235 beschlossen werden, daß die beteiligten Notenbanken unterein-
ander zur Erfüllung ihrer Forderungen unbeschränkt ECU annehmen müssen?
Darf eine unbegrenzte Verlängerung der revolvierenden Swaps oder die endgültige
Abtretung von Währungsreserven der EG-Zentralbanken an den Fonds beschlos-
sen werden? Die Anwendung von Art. 23 5 ist außerdem fraglich für eine Verpflich-
tung der Notenbanken, die erhaltenen ECU teilweise nicht in internationale Zah-
lungsmittel umzutauschen, und für ein eventuelles Recht des Fonds, sich bei den
Notenbanken oder auf dem Markt weitere Mittel zu beschaffen.

2 5. Wirtschaftlich gesehen würde sich die Situation der Notenbanken nicht wesent-
lich ändern, wenn die 20 vH der Währungsreserven dauernd auf den Fonds über-
tragen würden, unabhängig davon, ob das durch zeitlich unbegrenzte revolvierende
Swaps geschieht oder durch endgültige Übereignung. Zwar könnte befürchtet wer-
den, daß sich die Liquidität der Notenbanken verringert. Soweit die ECU konver-
tierbar ist, tritt diese Gefahr aber nicht ein. Im übrigen wäre der Liquiditätsver-
lust sehr gering oder gleich Null, wenn sich die ECU großer Beliebtheit als inter-
nationales Zahlungsmittel erfreuen sollte.

Unter diesen Umständen kann die Veränderung der Liquiditätslage infolge dauer-
hafter Transfers nicht als so schwerwiegend angesehen werden, daß sie die bis-
herigen Risiken entscheidend vergrößert. Deshalb würde die Stellung der beteilig-

1 Jedenfalls in der Entschließung vom 5. Dezember 1978.
2 Ziff. 4. 1 der Entschließung vom 5. Dezember 1978. Vgl. dazu unten Ziff. 55 ff.
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ten Notenbanken auch nicht erheblich beeinträchtigt, wenn sie sich verpflichteten,
untereinander unbegrenzt ECU zur Erfüllung ihrer Forderungen anzunehmen. Das
gleiche gilt für eine eventuelle Verpflichtung, bestimmte Mindestbeträge in ECU
zu halten.

2 6. Gegenüber den nationalen Banken ist die Position der Zentralbank nicht davon
berührt, in welcher Weise sie die beschlossenen Anteile an den Währungsreserven
dem Europäischen Fonds zur Verfügung stellt. Vermutlich werden die notwendigen
Änderungen auf der Basis von Beschlüssen des Rates durch Abkommen zwischen
den Zentralbanken der Mitgliedstaaten bewerkstelligt. Solche Abkommen würden
deren Stellung und Aufgaben1 im nationalen Bereich nicht beeinträchtigen2 . Auf
Gemeinschafts ebene würde die endgültige und evtl. erhöhte Verpflichtung, ECU
zu halten und im Zahlungsverkehr untereinander zu akzeptieren, die gegenseitige
Abhängigkeit steigern und damit die Notwendigkeit zur Zusammenarbeit. Darin
liegt, wie in jeder Verpflichtung, eine Einbuße an Selbständigkeit, die aber schwer-
lich so gravierend ist, daß sie die Stellung der EG-Notenbanken grundlegend ver-
ändert.

2 7. Es fragt sich aber, ob bei dieser Betrachtungsweise genügend berücksichtigt
wird, daß im Falle der Übereignung eines Teils der Währungsreserven auf den
Fonds die Rechtslage erheblich anders ist als bei einer Überlassung im Wege der
Swaps. Ist es auf Grund der Ermächtigung des Art. 23 5 zulässig, daß die beteilig-
ten Notenbanken das Eigentum an einem Teil ihrer Gold- und Dollarbestände auf-
geben und daß an diesen Beständen das Eigentum des Fonds begründet wird, womit
auch ein Dispositionsrecht verbunden wäre? Diese Frage ist besonders im Hinblick
auf den "Argwohn" von Vertretern der Notenbanken zu prüfen, "daß - für legitim
gehaltene - kleine Schritte etwa im Rahmen der Minimallösung letztlich ein so gro-
ßes Gewicht erhalten, daß es doch nicht beim Status quo bleibt und schließlich die
Quantität kleiner De-facto-Kompetenzübertragungen im Hegeischen Sinne in Quali-
tät umschlagen werde" [Kloten, 1981, S. 25] . Außerdem hat der Europäische Rat
angekündigt, die uneingeschränkte Verwendung der ECU als Reserveaktivum und
als Instrument für den Saldenausgleich solle "sowohl auf gemeinschaftlicher als
auch auf einzelstaatlicher Ebene auf geeignete Rechtsvorschriften gegründet"
werden3 .

28. Die einzelstaatliche Ebene interessiert an dieser Stelle nicht. Was die ge-
meinschaftliche Ebene angeht, so wird dem Europäischen Rat nachgesagt, er habe
mit dem Hinweis auf "geeignete Rechtsvorschriften" auf die Möglichkeit einer Ver-
tragsänderung nach Artikel 236 hinweisen wollen. Das kann aus rechtlichen, aber

1 Z.B. würde die Aufgabe der Deutschen Bundesbank, "die Währung zu sichern"
(Art. 3 Bundesbank G), nicht berührt, wenn die bisher mittels Drei-Monats-
Swaps dem EFWZ zur Verfügung gestellten Anteile an den Währungsreserven
nunmehr endgültig übertragen würden.

2 Wenn der Sachverständigenrat zu der "Überzeugung gelangt" ist, daß sich "die
Chancen der Bundesbank, für einen stabilen Wert der Deutschen Mark zu sor-
gen, durch die Gründung des EWS gravierend verschlechtert haben" [SVR,
1979/80, Ziff. 318], so liegt das am Wechselkurs System, nicht an der Über-
tragung von Währungsreserven.

3 Ziff. 1.4 der Entschließung vom 5. Dezember 1978.
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auch aus politischen Gründen geschehen sein - vor allem, weil die nationalen Par-
lamente an einer Vertragsrevision beteiligt würden, wenn Art. 236 und nicht
Art. 235 angewandt wird.

Solche politischen Gründe, sich nicht "an den nationalen Parlamenten vorbeizu-
mogeln" mögen durchschlagend sein. Immerhin muß bedacht werden, wie schwie-
rig und wie langwierig eine Vertragsänderung voraussichtlich sein wird. Es geht
ja nicht nur um den Deutschen Bundestag; auch die Parlamente der anderen Mit-
gliedstaaten müßten entsprechende Gesetze annehmen.

29. Bei der rechtlichen Beurteilung einer Übereignung von Währungsreserven auf
den Fonds ist es zweckmäßig, die beiden Aspekte des Eigentumsübergangs getrennt
zu betrachten. Der Verzicht auf das Eigentum an einem Teil der Gold- und Dollar-
reserven durch die beteiligten Notenbanken scheint nämlich auch in rechtlicher Hin-
sicht durch die Ermächtigung des Art. 235 gedeckt zu sein. Dafür müssen aller-
dings die eben erwähnten liquiditätspolitischen Voraussetzungen gegeben sein. Ist
das so, dann erhalten die beteiligten Notenbanken als Gegenleistung ECU, die (zu-
mindest weitgehend) konvertierbar sind und zunächst untereinander, der Absicht
nach aber auch international als Zahlungsmittel benutzt werden können. Wenn die
ECU diese Eigenschaften haben, dann ist ihr Erwerb gegen Hergabe von Dollar
oder Gold rechtlich kaum anders zu beurteilen als der Erwerb von Yen oder Schwei-
zerfranken.

30. Ob dagegen Eigentum des Fonds an beträchtlichen Gold- und Dollarbeständen
auf der Basis von Art. 235 begründet werden kann, ist zweifelhaft. Gerade wenn
für die Notenbanken die "definitive" Hergabe eines Teils ihrer Währungsreserven
gegen ECU ein rechtlich unbedenkliches Geschäft sein soll, muß die ECU Eigen-
schaften haben, die nur durch einen eigenständig behandelnden Fonds gesichert wer-
den können. Diese Eigenschaften (insbesondere Konvertierbarkeit und Eignung als
Reserveaktivum) hängen also von der Ausgestaltung des Fonds ab, die im Ab-
schnitt V behandelt wird.

31. Hier ist nur noch auf den Fall einzugehen, daß die Anteile an Gold und Dollar
auf einen Fonds ohne eigenständige Befugnisse, etwa den bestehenden EFWZ, über-
tragen werden sollten. Die damit drohende Liquiditätseinbuße könnte den Notenban-
ken schwerlich auf dem Wege über Art. 235 vorgeschrieben werden, der Fall dürfte
aber wenig realistisch sein. Ohne die genannten Qualitäten der ECU und ohne eigen-
ständige Befugnisse des Fonds, die diese Qualitäten sichern, wäre nicht recht ein-
zusehen, wozu die Übereignung von Währungsreserven dienen sollte. Die Funktio-
nen, die der Europäische Rat der ECU zugedacht hat, könnten auf diese Weise
ohnehin nicht erreicht werden, und damit besteht auch keine Veranlassung für eine
Übereignung der Gold- und Dollarbestände, die dem Fonds bisher in Form von
Swaps überlassen wurden. Eine Verlängerung der Swaps würde dann völlig ausrei-
chen. Gegen eine Verlängerung der Swaps auf Grund von Art. 235 bestehen aber
keine Bedenken.

32. Einen weiteren Ausbau der Funktionen der ECU würde es bedeuten, wenn die
neue Währungseinheit auch außerhalb der Zentralbanken benutzt würde. Die Ent-
wicklung in dieser Richtung ist zwar anscheinend langsam, sie hat jedoch begonnen
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[Jenkins, 1981; D 15] . In den Institutionen der Gemeinschaft, ihren Zahlungen,
ihrem Budget, ihren Statistiken wird die ECU als Rechnungseinheit verwendet
[Jenkins, 1981, D 15] . Aber auch einige private Banken haben Konten in ECU er-
öffnet und in dieser Rechnungseinheit Kredite gewährt1. Sollte (nach Übergang in
die endgültige Phase des EWS) die ECU in der erwähnten Weise verfestigt wer-
den2 , dann dürfte die private Verwendung zunehmen. Ob das geschieht, hängt je-
doch von den Marktteilnehmern ab und ist keine Rechtsfrage.

33. Anders wäre es natürlich, wenn die Benutzung der ECU im privaten Bereich
vorgeschrieben, wenn die ECU also zu einer gesetzlichen Gemeinschaftswährung
gemacht würde, oder gar zu d e r Gemeinschaftswährung. Diese Möglichkeit liegt
zwar sehr fern, wird aber oft als die logische Endstufe der mit der Schaffung des
EWS eingeleiteten Entwicklung angesehen. Damit verbunden stellt sich erneut die
Frage nach der Anwendbarkeit des Artikels 235 EWG-Vertrag. Sollte danach so-
gar die Einführung einer europäischen Einheits Währung durch einstimmigen Be-
schluß des Rates zulässig sein, wenn das erforderlich erscheint, um eines der
Ziele der Gemeinschaft zu verwirklichen?

Auch diese Frage ist hier noch nicht zu beantworten, denn eine gesetzliche Ge-
meinschaftswährung bedarf eines gemeinschaftlichen Emissionsinstituts, einer
Europäischen Notenbank. Rechtliche Probleme aber, die mit der eventuellen Ent-
wicklung vom Europäischen Fonds für währungspolitische Zusammenarbeit über
den vorgesehenen Europäischen Währungsfonds zum möglichen Fernziel einer
Europäischen Zentralbank zusammenhängen, werden im Abschnitt V untersucht.

III. Der Wechselkurs- und Interventionsmechanismus im EWS

34. Der "Wechselkurs- und Interventionsmechanismus"3 gehört zu denjenigen Be-
standteilen der Währungspolitik, die im EWG-Vertrag ausdrücklich erwähnt wer-
den. Nach Art. 107 Abs. 1 behandelt jeder Mitgliedstaat seine Politik auf dem Ge-
biet der Wechselkurse als eine Angelegenheit von gemeinsamem Interesse. Diese

1 "Viele europäische Großbanken nehmen ECU-Einlagen an, und einige haben be-
reits ECU-Kredite gewährt. Die Kommission unterhält ECU-Konten und hat Geld-
markttitel in ECU ausgegeben" [Jenkins, 1981, D 15].

2 Die volle Konvertierbarkeit wird als besonders wichtig angesehen. Wegen weiterer
Wünsche privater Investoren und des Berufshandels vgl. die "Ansichten der EG-
Bankiersvereinigung", Neue Zürcher Zeitung vom 16. September 1980. Als wich-
tiges Hindernis wird die Konstruktion als "Korbwährung" angesehen. Vgl. dazu
auch Riecke [19 79, S. 351].

3 Abschnitt 3 der Entschließung vom 5. Dezember 19 78.
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Formulierung hat man so interpretiert, daß den EG-Ländern "grundsätzlich die
Aktionshoheit auf dem Gebiet der Wechselkurse belassen" wurde1.

35. Ähnliches gilt im Hinblick auf Absatz 2, der bestimmt, was geschieht, wenn
ein Mitgliedstaat seinen Wechselkurs in einer Weise ändert, die den Zielen von
Art. 104 widerspricht. Für diesen Fall kann die Kommission andere EG-Länder,
die durch ein solches Verhalten geschädigt werden, zu Schutzmaßnahmen ermäch-
tigen. Hier ist also ebenfalls von der Wechselkurspolitik eines Mitgliedstaates die
Rede. Zwar werden in der Vorschrift auch Kompetenzen der Gemeinschaft begrün-
det, aber sie erschöpfen sich darin, die Ermächtigung zu Gegenmaßnahmen auszu-
sprechen. Eine Wechselkurs politik der EG wird nicht in Betracht gezogen2 .

36. Aus Wortlaut und Inhalt von Art. 107 muß jedoch nicht entnommen werden, daß
der Gemeinschaft jede eigene Politik auf dem Gebiet der Wechselkurse verwehrt
sei. Die Kompetenz, eine Ermächtigung zur Abwehr gemeinschaftsschädigender
Wechselkurspolitik zu geben, ist ein Hinweis. Diese Kompetenz ist aber offensicht-
lich nicht ausreichend. Es gibt auch eine gemeinschaftsschädigende Untätigkeit,
nämlich dann, wenn eine Wechselkursänderung geboten erscheint, aber nicht vor-
genommen wird.

Hier fehlt also eine Befugnis [Ipsen, 1972, S. 800], oder - mit den Worten des
Art. 235 - die erforderlichen Befugnisse sind im Vertrag insoweit nicht vorge-
sehen. Andere Befugnisse der Gemeinschaft können notwendig werden. Ihre Über-
tragung auf die EG-Organe wäre allerdings ausgeschlossen, wenn Art. 107 aus-
drücklich die Kompetenz der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Wechselkurse
festgeschrieben hätte. Das ist jedoch nicht der Fall3. Entsprechend dem dynami-
schen Charakter des EWG-Vertrags wird auf zahlreichen Gebieten der Wirtschafts-
politik von der anfänglich ausschließlichen Zuständigkeit der Mitgliedstaaten zu
einem Endstadium übergeleitet, das im voraus nicht genau festgelegt aber doch
durch die Ziele des EWG-Vertrages bestimmt ist und Kompetenzen der Gemein-
schaft erfordert.

3 7. Was die Währungspolitik und speziell die Wechselkurspolitik betrifft, ist be-
sonders zu berücksichtigen, daß sich seit Abschluß des EWG-Vertrages das inter-
nationale Währungs System grundlegend geändert hat. Damals galt unangefochten
das System von Bretton-Woods, in das alle Mitgliedstaaten eingegliedert waren
und das damit auch für die monetären Beziehungen der EG-Länder untereinander
bestimmend war4 . Insoweit bestand seinerzeit kein Regelungsbedarf im Gemein-
schaftsrecht [Seidel, 1979, S. 19] . Seit dem Zusammenbruch des Bretton-Woods -
Systems hielten es die Mitgliedstaaten aber für notwendig, im Gemeinschaftsbe-
reich die engeren währungspolitischen Bindungen, wie sie nach dem Abkommen

1 So z.B. Ehlermann [1974, Ziff. I 1 a zu Art. 107] .
2 Dementsprechend wurde bei Freigabe und Änderung von Wechselkursen nicht auf

Art. 107 Abs. 2 zurückgegriffen. Vgl. Ehlermann [1974, Ziff. I 2 b zu Art. 107]
3 Art. 107 ist "kein Kompetenzvorbehalt zugunsten der Mitgliedstaaten" [Seidel,

1979, S. 19].
4 Zum Stand von 19 66 vgl. Krämer [1966, S. 7 ff. ] .
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über den Internationalen Währungsfonds bestanden hatten, untereinander aufrecht-
zuerhalten1. Das könnte als der Versuch angesehen werden, die 1958 im EWG-
Vertrag vorausgesetzten international-rechtlichen Bedingungen in das Gemein-
schaftsrecht zu übernehmen.

38. Die Mitgliedstaaten gingen aber mit ihren Bestrebungen noch über die Erhal-
tung der früher zwischen ihnen (und darüber hinaus im internationalen Bereich)
geltenden Bedingungen hinaus, wie die Beschlüsse und Pläne zur Gründung einer
Wirtschafts- und Währungsunion zeigen2 . Diese Pläne sind zwar gescheitert, sie
sind aber ein Ausdruck dafür, daß nicht nur die Organe der Gemeinschaft, sondern
auch die Regierungen der Mitgliedstaaten einen Bedarf zur intensiven Zusammen-
arbeit und zu einer gemeinschaftlichen Politik insbesondere auf dem Gebiet der
Wechselkurse sehen.

39. Das ist eine Situation, wie sie bei Vertragsabschluß zwar nicht vorhersehbar
war, aber in Rechnung gestellt werden mußte - eine der möglichen Entwicklungen
im Rahmen des dynamischen Integrationsprozesses. Gerade für diesen Fall ist
nun durch Art. 235 Vorsorge geschaffen worden. Erstens: Die Gemeinschaft hat
keine (nur unbedeutende) Befugnisse auf dem Gebiet der Wechselkurs politik. Zwei-
tens: Ein Tätigwerden der Gemeinschaft wird nach übereinstimmender Meinung
der EG-Organe und der Regierungen der Mitgliedstaaten für erforderlich angesehen.

40. Man muß sich fragen, ob dieser beobachtete Konsens ausreicht, um das Tat-
bestandsmerkmal "erforderlich" zu bejahen. Wenn man berücksichtigt, daß keine
absolute Sicherheit beim Feststellen der Erforderlichkeit verlangt wird, sondern
nur, daß nach pflichtgemäßem Ermessen3 ein Tätigwerden der Gemeinschaft er-
forderlich e r s c h e i n t , dann wird man kaum bezweifeln können, daß bei einer
gerichtlichen Nachprüfung die beobachtete Haltung der Regierungen einschließlich
der zahlreichen Überlegungen zur Wirtschafts- und Währungsunion als hinreichende
Grundlage für eine Ermessensentscheidung nach Art. 235 angesehen würden. Mehr
wird zur Begründung der Entscheidung, ein Tätigwerden der Gemeinschaft auf dem
Gebiet der Wechselkurse sei erforderlich (etwa in einem Verfahren vor dem Euro-
päischen Gerichtshof), schwerlich verlangt werden, insbesondere da in den Plänen
zur Wirtschafts- und Währungsunion usw. auch auf ökonomische Überlegungen ein-
gegangen wurde4.

41. Es ergibt sich also, daß eine Entscheidung (Beschluß, Verordnung usw. ) der
Gemeinschaft über die Wechselkurspolitik auf Art. 235 gegründet werden kann,

1 Ein wichtiges Beispiel dafür ist die Entscheidung des Rates vom 18. Februar
1974 "zur Erreichung eines hohen Grades an Konvergenz der Wirtschaftspolitik
der Mitgliedstaaten der EWG" (Amtsblatt EG 1974 L 63, S. 16), insbes. Art. 7 ff.

2 Vgl. den Überblick bei Krämer [1970a] .
3 Der Ermessensspielraum ist sehr weit. Vgl. z.B. Everling [19 76, S. 13] und

Constantinesco [19 77, S. 273].
4 Vgl. bereits für 1962 den von dem Abgeordneten Van Campen erstatteten Bericht

(Europäisches Parlament, Sitzungsdokumente 1962-63, Dokument 17), z.B.
Ziff. 45.
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fraglich ist aber, in welchem Umfang. Zunächst geht es um die Befugnisse, die
für die Endphase des EWS vorgesehen sind, d.h. um den in der Entschließung des
Europäischen Rates vom 5. Dezember 1978 genannten "Wechselkurs- und Interven-
tionsmechanismus". Der Mechanismus soll jedoch gegenüber der Anlaufphase nach
der Entschließung nicht verändert werden. Die Änderungen betreffen lediglich das
Medium, das dem Wechselkurs- und Interventionsmechanismus zugrunde liegt, die
ECU. Der Mechanismus selbst bleibt, wie er für die Anlaufphase eingeführt wurde
- mit Leitkursen, obligatorischen Interventionen und Abweichungsindikator sowie
der Verabredung, die Wechselkurse zwischen den Währungen der Mitgliedstaaten
nur "im gegenseitigen Einvernehmen" zu ändern1. Nach den Feststellungen des
Sachverständigenrates [1979/80, Ziff. 318] ist hieraus eine für die Stabilitätspoli-
tik der Bundesbank bedenkliche Behinderung rechtzeitiger Paritätsänderungen ent-
standen. Obwohl die Bundesregierung (und nicht die Bundesbank) für Wechselkurs-
änderungen zuständig ist, läuft es auf eine Erschwerung der stabilitätspolitischen
Aufgabe der Bundesbank hinaus, wenn die Bundesregierung infolge der EG-inter-
nen Vereinbarung Paritäts änderungen, die als notwendig erachtet werden, nicht
rechtzeitig vornehmen kann und die Bundesbank zu Interventionen verpflichtet
bleibt. Internationale Rücksichten ähnlicher Art sind aber im Grunde nichts Neues,
und ihre Intensivierung ist wohl keine Änderung der deutschen Geldverfassung2 .
Vom Europarecht her ergeben sich jedenfalls keine Bedenken gegen die Einführung
des Wechselkursmechanismus in der bisherigen Form [Hahn, 19 79a, S. 352 mit
Nachw. ] .

42. Stellt man sich eine Weiterentwicklung der EWS nicht nur in die vorgesehene
"endgültige Phase", sondern darüber hinaus vor, dann ist an eine weitere Ver-
ringerung der Bandbreiten, schließlich an unveränderliche Wechselkurse und die
Einführung einer Einheits Währung zu denken3.

Eine weitere Verringerung der Bandbreiten unter den gegenwärtigen Satz von
2,25 vH dürfte - ebenso wie die Festlegung auf 2,25 vH - durch Vereinbarung
zwischen den Notenbanken auf der Basis von Art. 235 EWG-Vertrag zulässig
sein. Die Frage ist, ob auf dem Wege zu Bandbreiten von Null, d. h. zu festen
Wechselkursen irgendwo eine Grenze liegt, wo das "erforderliche" Maß über-
schritten wird. Betrachtet man das Extrem, einen festen Wechselkurs zwischen
den EG-Währungen, dann erfordert es ständige Interventionen seitens der Noten-
banken und - um diese durchführen zu können - vermutlich eine erheblich erhöhte
Interventionsmasse, also auch höhere Bereitstellungen für die sehr kurzfristige
Finanzierung und den kurzfristigen Währungsbeistand. Solange aber die Mitglied-
staaten das Recht behalten, im Notfall den Wechselkurs ihrer Währung anzupas-
sen, bleibt das bestehende System grundsätzlich erhalten.

1 Abs. A 3.2 der Entschließung des Europäischen Rates vom 5. Dezember 1978.
2 Das gilt auch, wenn sich "de facto" die Gewichte in der Stabilitätspolitik "auf

Kosten der autonomen Bundesbank und zugunsten der Bundesregierung" ver-
schoben haben [SVR, 1978/79, Ziff. 358].

3 Eine solche Entwicklung entspricht zahlreichen Vorschlägen, die zur Einführung
der Wirtschafts- und Währungsunion gemacht wurden. Vgl. die von Gehrmann
und Harmsen [1972] zusammengestellten Dokumente.
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43. Aus den quantitativen Änderungen durch Verringerung der Bandbreiten würde
erst dann eine qualitative Änderung, d.h. ein grundsätzlich anderes System, wenn
Wechselkursänderungen innerhalb der Gemeinschaft ausgeschlossen würden. Bei
unwiderruflich festen Wechselkursen könnten die einzelnen EG-Länder den Außen-
wert ihrer Währungen nur noch durch binnenwirtschaftliche Maßnahmen verteidigen.
Auf eine nationale Wechselkurspolitik müßten sie verzichten, die nationale Wirt-
schaftspolitik müßte weitgehend "harmonisiert" werden1, ganz so, wie es sich in
den ersten Debatten um die Wirtschafts- und Währungsunion die Anhänger der sog.
Motor-Theorie vorstellten2 .

44. Könnte dies als erforderlich zur Verwirklichung der Ziele der Gemeinschaft
angesehen werden? Vergißt man einen Augenblick, daß es hier um die Anwendbar-
keit von Art. 235 EWG-Vertrag geht, dann werden viele geneigt sein, diese Frage
zu bejahen. Art. 2 - die grundlegende Zielbestimmung des EWG-Vertrages [Ever-
ling, 19 76, S. 9 mit Nachw. ] - nennt so allgemeine Ziele der Wirtschaftspolitik
(harmonische Entwicklung des Wirtschaftslebens innerhalb der Gemeinschaft, be-
ständige und ausgewogene Wirtschaftsausweitung, größere Stabilität, beschleunigte
Hebung der Lebenshaltung, engere Beziehungen zwischen den Staaten), daß außer-
ordentlich viele Maßnahmen ihrer Verwirklichung dienen können - darunter sicher-
lich auch die monetäre Integration. Dieser Auffassung waren jedenfalls vor zehn
Jahren die verantwortlichen Minister der EG-Länder, als sie Pläne für die Ent-
wicklung einer Wirtschafts- und Währungsunion vorlegten3. Meinungsverschieden-
heiten bestanden nur im Hinblick darauf, ob und in welchem Ausmaß vor oder nach
der Einführung absolut fester und garantierter Wechselkurse die Wirtschaftspolitik
in der Gemeinschaft harmonisiert werden müßte4 .

45. Zu den Voraussetzungen des Art. 235 gehört aber mehr. Ziel im Sinne dieser
Vorschrift ist nicht alles, was zur Herstellung der europäischen Einheit erwünscht
erscheint, auch wenn der EWG-Vertrag laut Präambel die Grundlagen für einen
immer engeren Zusammenschluß der europäischen Völker schaffen soll. Ziel im
Sinne von Art. 235 ist nicht einmal alles, was zur wirtschaftlichen Integration
dienlich erscheint, sondern nur das, was im EWG-Vertrag als Ziel der Gemein-
schaft angesprochen ist. Nur die Bereiche, die der Vertrag selbst der Verantwor-
tung der Gemeinschaft unterstellt hat, werden von der Ermächtigung des Art. 235
erfaßt5 .

1 Zu der Fixierung der Wechselkurse müßten "verbindliche Verabredungen hinsicht-
lich einer aufeinander abgestimmten Geldmengenpolitik" treten [SVR, 1978/79,
Ziff. 345] .

2 Vgl. dazu etwa den Plan des belgischen Finanzministers zur Wirtschafts- und
Währungsunion, Brüssel, 27. Januar 1970 (hektographiert), Auszug in Gehrmann,
Harmsen [19 72] .

3 Vgl. den Überblick bei Krämer [1970, Ziff. 24 ff. ] .
4 Dafür z. B. der von Bundeswirtschaftsminister Schiller vorgelegte Plan in Ziff. 3

und 4 zu Stufe 4.
5 Vgl. Tomuschat [1976, S. 64] . - Vgl. auch die Ablehnung "einer Art Kompetenz-

Kompetenz" bei Ipsen [1972, S. 435] .
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Im Bereich der Wirtschaftspolitik hat die Gemeinschaft aber nur eine Koordinie-
rungsaufgabe erhalten1, in der Wechselkurspolitik nur eine Art Kontrollbefugnis2 .
Unter diesen Umständen ist es weder zulässig, über Art. 235 den Mitgliedstaaten
die eigenständige Gestaltung der Wirtschaftspolitik weitgehend unmöglich zu ma-
chen noch ihre Zuständigkeit für die Wechselkurspolitik des Inhalts zu berauben.
Beides muß aber mit der Einführung unwiderruflich fester Wechselkurse verbunden
sein3.

46. Zu demselben Ergebnis führt auch die Überlegung von Constantinesco [1977,
S. 280], "Ziel-Struktur- und Qualitätsveränderungen der Gemeinschaft" dürften
nur durch ausdrückliche Vertragsänderung vorgenommen werden. Die Einführung
unwiderruflich fester Wechselkurse wäre sicherlich eine Qualitätsveränderung der
Gemeinschaft, denn sie würde ihr praktisch die Zuständigkeit für die Wechselkurs-
politik zuweisen, während nach den Einzelregelungen des EWG-Vertrages diese
Zuständigkeit grundsätzlich bei den Mitgliedstaaten liegt. Die de-facto-Verlage-
rung der Kompetenzen im Bereich der Wechselkurs politik durch Anwendung von
Art. 235 wäre außerdem eine Zieländerung4 . Für die Auslegung dieser Vorschrift
ist der Zielkatalog des Art. 2 nämlich nicht verwendbar, denn er ist so umfassend,
daß er die Ermächtigung des Art. 235 nahezu unbegrenzt machen würde5 . Das kann
nicht gewollt sein, zumal damit das zur Vertragsänderung vorgesehene Verfahren
des Art. 236 weitgehend gegenstandslos wäre. Nur die im Vertrag ausdrücklich
präzisierten Ziele können also in Art. 235 gemeint sein.

Auf diese Begrenzung läuft es auch hinaus, wenn bei der Interpretation der Vor-
schrift berücksichtigt wird, daß die Zielverwirklichung "im Rahmen des Gemein-
samen Marktes" zu erfolgen hat6. In diesem Zusammenhang ist der Hinweis von
Everling wichtig [Everling, 1976, S. 10] , daß die umfassenden Ziele in Artikel 2
nicht etwa abstrakt genannt werden, sondern "durch Errichtung des Gemeinsamen
Marktes und die schrittweise Annäherung der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten"
zu fördern sind.

47. Unwiderruflich feste Wechselkurse können also nicht mit dem Verfahren des
Art. 235 eingeführt werden. Daran ändert auch nichts, daß die Staats- und Regie-
rungschefs auf der Pariser Gipfelkonferenz von Oktober 19 72 die Absicht äußerten,

1 Art. 105 EWG-Vertrag.
2 Art. 107 EWG-Vertrag.
3 Die Maßnahme "ist zum Scheitern verurteilt, wenn die Wechselkurse starrer

sind, als bei dem jeweiligen Harmonisierungsstand der Währungspolitik zu ver-
treten wäre". (H. Giersch zur Einführung einer gemeinsamen Währung. In:
Sachverständigengruppe "Wirtschafts- und Währungsunion",] 973, S. DU); Vaubel
[1978, S. 35 mit Nachw. ] .

4 Im Hinblick auf die Wirtschafts- und Währungsunion vgl. Meier [1973, S. 335] .
5 Zur Ablehnung von Art. 2 als Zielbestimmung vgl. die Literatur in Fußn. 9 bei

Tomuschat [19 76, S. 46].
6 Vgl. dazu ausführlich Ehring [19 74, insbes. S. 765].



19

bei der Ausdehnung der Tätigkeit der Gemeinschaft alle Bestimmungen der Ver-
träge einschließlich Art. 235 weitestgehend auszuschöpfen"1. Natürlich haben sie
nur eine "Ausschöpfung" im Rahmen des Zulässigen gemeint.

48. Damit ist auch die Frage beantwortet - und zwar negativ beantwortet - ob eine
einheitliche EG-Währung (also wohl der ECU als gesetzliches Zahlungsmittel) auf
Art. 235 gestützt werden darf. Bei einer Einheits Währung würde das Wechselkurs-
problem innerhalb der Gemeinschaft ganz wegfallen und die Zuständigkeit der Mit-
gliedstaaten auf dem Gebiet der Wechselkurspolitik ganz erlöschen. Das kann erst
recht nicht über Art. 235 bewerkstelligt werden, sondern nur durch Vertragsände-
rung gemäß Art. 236.

Die Bedenken von "Vertretern der Notenbanken" gegen die "Salami-Taktik" sind
damit wenigstens teilweise ausgeräumt [Kloten, 1981, S. 25] . Kleine Schritte im
vereinfachten Verfahren des Art. 235 können nicht dazu führen, daß ihre währungs-
politischen Kompetenzen so lange ausgehöhlt werden, bis die Quantität in Qualität
umschlägt. Der Umschlag in die "Qualität" unwiderruflich fester Wechselkurse oder
der Einheitswährung findet nicht automatisch statt. Er muß ausdrücklich beschlos-
sen werden, und das darf nicht nach Art. 235 geschehen2 .

IV. Die Kreditmechanismen im EWS

49. Um eine Stabilisierung der Wechselkurse zu erreichen, bedarf es der Interven-
tion seitens der Zentralbanken. Solche Interventionen sind in dem vom Europäischen
Rat beschlossenen Wechselkurs- und Interventionsmechanismus vorgesehen3 und
dementsprechend zwischen den Zentralbanken der Mitgliedstaaten vereinbart worden4.
Nach der Entschließung des Rates besteht bei Erreichen der Interventionspunkte die
Pflicht zur Intervention5 , und zwar "grundsätzlich in Teilnehmerwährungen"6 . Die
Interventionen sind "zu den obligatorischen Interventionskursen unbeschränkt"7, und
deshalb kann der Fall eintreten, daß die vorhandenen Devisenbestände nicht ausrei-
chen. Für diesen Fall haben sich die beteiligten Zentralbanken gegenseitig "sehr
kurzfristige Kreditfazilitäten in unbegrenzter Höhe" eröffnet8.

1 Ziff. 15 der Erklärung der Staats- und Regierungschefs vom 20. Oktober 19 72.
2 In diesem Zusammenhang muß erwähnt werden, daß im Ratifikationsverfahren

gem. Art. 236 vermutlich das Bundesbankgesetz in seiner jetzigen Fassung zur
Disposition gestellt wird - was bei Anwendung von Art. 235 nicht der Fall ist.

3 Ziff. 3.3 ff. der Entschließung vom 5. Dezember 1978.
4 Art. 2 des Abkommens vom 13. März 1979.
5 Ziff. 3. 4 der Entschließung.
6 Ziff. 3. 3 der Entschließung.
7 Art. 2.2 des Abkommens zwischen den Zentralbanken vom 13. März 1979.
8 Art. 6. 1 des Abkommens. Vgl. dazu Ziff. 3. 7 der Entschließung des Europäi-

schen Rates vom 5. Dezember 1978.



Die sehr kurzfristige Fazilität erscheint nicht unter der Überschrift "Kreditme-
chanismen", sondern wird beim Wechselkurs- und Interventionsmechanismus ge-
nannt. Da sie dazu dienen soll, die nötigen Mittel für Interventionen im Rahmen
der Wechselkurspolitik bereitzustellen, kann sie als "Finanzierung" von den
"eigentlichen" Krediten unterschieden werden, die der Europäische Rat in einem
besonderen Kapitel behandelt1. Dort wurde beschlossen, die bestehenden Kredit-
mechanismen bis zu einem Betrag von 25 Milliarden ECU auszuweiten. Einstwei-
len (d.h. für die Anfangsphase) werden noch getrennte Höchstbeträge für den kurz-
fristigen und den mittelfristigen Beistand genannt - nämlich 14 bzw. 11 Mrd. ECU2.
Für die Endphase des EWS ist aber vorgesehen, daß sie "zu einem einzigen Fonds
zusammengefaßt" werden3.

50. Nach dem gegenwärtigen Stand (der Anfangsphase) ist die Kreditgewährung
EWS in unterschiedlicher Weise geregelt:

i m

a. Die sehr kurzfristige Finanzierung ist eine Fazilität zwischen den Zentralban-
ken mit unbeschränkter automatischer Kreditgewährung und feststehender Ver-
zinsung4 . Ebenfalls automatisch kann "auf Betreiben der Schuldner Zentral-
bank"5 die Erstfälligkeit (regelmäßig nach 45 Tagen) verschoben werden. Erst
die weitere Verlängerung erfordert eine Vereinbarung. Die Verwaltung erfolgt
durch den EFWZ6 .

b. Den kurzfristigen Währungsbeistand gewähren sich die Zentralbanken unterein-
ander7. Das geschieht im Rahmen von Höchstquoten, die im Abkommen zwi-
schen den Zentralbanken festgelegt worden sind8 , jeweils durch besondere Ver-
einbarung. Dieser Beistand wird ebenfalls durch den EFWZ verwaltet9.

c. Der mittelfristige finanzielle Beistand besteht in Krediten, welche sich die Mit-
gliedstaaten bis zur Höhe der in Entscheidung vom 21. Dezember 1978 bestimm-

1 Kapitel 4 der Entschließung vom 5. Dezember 1978.
2 Ziff. 4.2 der Entschließung.
3 Ziff. 4. 1 der Entschließung.
4 Abkommen zwischen den Zentralbanken der Mitgliedstaaten vom 10. April 19 72

über die Verringerung der Bandbreiten zwischen den Währungen der Gemein-
schaft (abgedruckt in EG, Währungs aus schuß: Kompendium von Gemeinschafts -
texten im Bereich der Währungspolitik, o. O. , 1974, S. 58), geändert durch das
Abkommen vom 13. März 1979.

5 Art. 10 des Abkommens zwischen den Zentralbanken vom 13. März 1979.
6 Art. 6.2 des Abkommens.
7 Abkommen vom 9. Februar 19 70 zur Errichtung eines Systems des kurzfristigen

Währungsbeistands (abgedruckt in EG, Währungsausschuß: Kompendium . . . ,
S. 65), geändert durch die Akte über den kurzfristigen Währungsbeistand vom
13. März 1979 (abgedruckt in "Europäische Wirtschaft", Nr. 3, Juli 1979,
S. 110).

8 Vgl. Anhang 1 zu der Akte vom 13. März 19 79.
9 VO 907/73 vom 3. April 1973 zur Errichtung eines Europäischen Fonds für wäh-

rungspolitische Zusammenarbeit (Amtsblatt EG 19 73 L 89, S. 2), Art. 3.
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ten Bereitstellungsplafonds gegenseitig gewähren1. Er wird mit wirtschaftspo-
litischen Verpflichtungen verbunden, die der begünstigte Staat einzugehen hat2 .

51. Diese Kreditmechanismen unterscheiden sich im wesentlichen hinsichtlich der
Höchstbeträge (a. unbeschränkt, b. 14 Mrd. ECU, c. 11 Mrd. ECU), der Laufzei-
ten (a. 45 Tage mit Verlängerungsmöglichkeit um drei Monate, b. drei Monate mit
Verlängerungsmöglichkeit um zwei mal drei Monate, c. zwei bis fünf Jahre) und
hinsichtlich der Beteiligten (a. Zentralbanken, b. Zentralbanken, c. Mitgliedstaa-
ten). Alle drei Mechanismen wurden anläßlich der Einführung des Europäischen
Währungssystems nicht neu geschaffen, sondern nur ausgebaut (die Höchstbeträge
bei b) und c) wurden aufgestockt, die Laufzeiten bei a) und b) verlängert und die
ECU als Rechnungseinheit eingeführt). Somit ergab sich keine neue rechtliche Situa-
tion:

52. Die Abkommen über die sehr kurzfristige Finanzierung sowie über den kurz-
fristigen Währungsbeistand enthalten selbständige Beschlüsse der Zentralbanken
über ihre zukünftige Zusammenarbeit. Es wird zwar auf Beschlüsse des Rates
Bezug genommen, aus einigen Formulierungen geht aber hervor, daß es sich nicht
etwa um die Durchführung von Weisungen des Rates handelt. Dem Abkommen vom
9. Februar 19 70, das auf die Entscheidung des Rates vom 17. Juli 1969 über die
Koordinierung der kurzfristigen Wirtschaftspolitik "gestützt" ist, wurde ein Pro-
tokoll beigefügt, in dem es heißt:3

"Ein Präsident legt Wert auf die Feststellung, daß der Text des Abkommens-
entwurfs seines Erachtens dazu diene, ein zwischen den Zentralbanken der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft geschlossenes Abkommen zu präzisie-
ren. Dieser Text bedürfe nicht der Ratifikation durch die Parlamente, sondern
werde zur Unterrichtung dem Rat der Europäischen Gemeinschaften mitgeteilt,
der davon Kenntnis nehme, ohne ihn ändern zu können. Es steht also fest, daß
jede beteiligte Zentralbank unbeschadet des Abkommens eine bilaterale Hilfe
gewähren oder beantragen könne. Die Präsidenten nehmen diesen Standpunkt
zur Kenntnis, dem sie sich im großen und ganzen anschließen".

53. Das Abkommen vom 10. April 1972 erfolgte "angesichts" der Entschließung
des Rates vom 21. März 19724. Das Abkommen vom 13. März 1979 ist zwar auf
die Entschließung des Europäischen Rates vom 5. Dezember 19 78 und drei Ver-
ordnungen des Rates "gestützt", darin liegt aber kein Hinweis auf ein verändertes

1 Entscheidung des Rates vom 22. März 1971 über die Einführung eines Mechanis-
mus für den mittelfristigen finanziellen Beistand (Amtsblatt EG 19 71 L 73, S. 15)
geändert durch Entscheidung vom 21. Dezember 19<78 (Amtsblatt EG 1979 L 379,
S. 3).

2 Ein Beispiel enthält die Richtlinie vom 17. Dezember 19 74 zur Gewährung eines
mittelfristigen finanziellen Beistands an die Italienische Republik (Amtsblatt
EG 1974 L 341, S. 51).

3 Ausschuß der Präsidenten der Zentralbanken, Auszüge aus dem Protokoll über
die 35. Sitzung (8. 12. 69). Abgedruckt in EG, Währungsausschuß: Kompendium
. . . . S. 70.

4 Vgl. die Präambel des Abkommens.
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Rechtsverhältnis der Zentralbanken gegenüber dem Rat. Die Rechtsakte des Rates,
auf die sie sich bezogen haben, sind nicht als Weisungen anzusehen, und die Ver-
einbarungen von Regeln für die Zusammenarbeit bei der sehr kurzfristigen Finan-
zierung und dem kurzfristigen Währungsbeistand sind unabhängige Entscheidungen,
welche die Präsidenten der Zentralbanken getroffen haben.

54. Was die Rechtsgrundlage für den m i t t e l f r i s t i g e n finanziellen Beistand
angeht, so stützte sich der Rat bei seiner Einführung im Jahre 1971 insbesondere
auf die Artikel 103 und 108 des EWG-Vertrages. Auf dieselben Vorschriften bezog
er sich bei den Änderungen, die anläßlich der Einführung des Europäischen Wäh-
rungssystems erforderlich wurden.

Beide Vorschriften erscheinen anwendbar. Während Art. 103 die allgemeine Er-
mächtigung enthält, Maßnahmen zur Koordinierung der Konjunkturpolitik zu treffen,
wird der gegenseitige Beistand in Art. 108 ausdrücklich genannt. Voraussetzung
ist, daß sich der Mitgliedstaat, dem der Beistand gewährt wird, in Zahlungsschwie-
rigkeiten befindet. Diese Voraussetzung ist auch im Rahmen des EWS gegeben,
denn die Zielsetzung und die Regeln bleiben wie bei der Einführung des Beistandes
auf die Durchführung von Art. 108 gerichtet1.

55. Eine Veränderung in der rechtlichen Beurteilung der Kreditmechanismen ist
erst für die Endphase des EWS zu erwarten. Wenn die Mechanismen - wie der
Europäische Rat vorsieht - in einem einzigen Fonds zusammengefaßt werden, könn-
ten vielleicht die Regeln beibehalten werden, nach denen die begünstigten Mitglied-
staaten für sehr kurze, kurze bzw. mittlere Fristen Kredite erhalten können. Die
Entscheidungsträger können aber nicht in jedem Fall die gleichen bleiben2 : Wird
ein einheitlicher Fonds geschaffen, dann kann er den Präsidenten der Zentralban-
ken unterstellt werden (wie das bisher bei der kurzfristigen Finanzierung prak-
tisch der Fall ist), oder dem Rat (der z. Zt. für die mittelfristige Kreditvergabe
zuständig ist). Dabei würde das eine oder das andere Gremium seine bisherige Zu-
ständigkeit verlieren. Auch andere Lösungen sind denkbar, vor allem die Errich-
tung eines selbständigen Fonds mit eigenen Befugnissen. Dann würden beide bishe-
rigen Entscheidungsträger ihre Befugnisse ganz oder teilweise einbüßen.

5 6. Man kann sich kaum vorstellen, daß die Zentralbankpräsidenten die alleinige
Zuständigkeit erhalten, denn dann müßten durch Vereinbarung zwischen den Zen-
tralbanken dem begünstigten Mitgliedstaat wirtschaftspolitische Auflagen gemacht
werden, wenn er den mittelfristigen Beistand (also den Fonds neuer Art, Abteilung
drei) in Anspruch nimmt. Wahrscheinlicher ist, daß umgekehrt der Rat neben sei-
nen bisherigen Zuständigkeiten auch solche im Bereich der (sehr) kurzfristigen
Finanzierung erhält (wenn also der Fonds neuer Art, Abteilung eins oder zwei in
Funktion tritt). Wird die Zuständigkeit für den einheitlichen Fonds auf diese Weise
geregelt, dann ist damit eine Verminderung der Notenbankbefugnisse verbunden,
und es muß überlegt werden, ob sie auf der Basis des EWG-Vertrages durchgeführt

1 Bei der Gewährung mittelfristiger Kredite wird "Artikel 108 zugrunde gelegt".
(Art. 1 der Entscheidung vom 22. März 19 71).

2 Es würde "zur Vermischung von Notenbank- und Regierungskompetenzen führen"
[Gleske, 1980, S. 216] .
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werden könnte oder ob dazu eine Vertragsänderung erforderlich ist. Dabei wären
auf der nationalen Ebene die Voraussetzungen für eine Vertrags änderung zu prüfen.

57. Ein "einziger" Fonds, wie ihn der Europäische Rat in Aussicht genommen hat,
wird aber meist mit der Entwicklung eines gemeinsamen Zentralbanksystems in
Verbindung gebracht. Das entspräche den Absichten, die schon bei der Errichtung
des Europäischen Fonds für währungs politische Zusammenarbeit zum Ausdruck
gebracht wurden. Danach sollte sich der Fonds "später in eine gemeinschaftliche
Zentralbankorganisation eingliedern"1. Er sollte zur stufenweisen Verwirklichung
einer Wirtschafts- und Währungsunion beitragen, die in monetärer Hinsicht gekenn-
zeichnet wäre entweder durch volle Konvertibilität bei unwiderruflichen Wechsel-
kursen oder durch die Schaffung einer gemeinsamen Währung2 .

V. Die Ausgestaltung des Europäischen Währungsfonds

58. Beim Ausbau der Institutionen, die mit monetären Aufgaben der Gemeinschaft
betraut sind, ist demnach vom Europäischen Fonds für währungspolitische Zusam-
menarbeit (EFWZ) auszugehen. Zwar sind im selben Bereich auch der Währungs-
ausschuß und der Ausschuß der Zentralbankpräsidenten tätig, aber deren Funktion
besteht in der Koordinierung der Währungspolitik der Mitgliedstaaten3 bzw. darin,
die Zusammenarbeit zwischen den Zentralbanken der Mitgliedstaaten zu fördern4.
Das schließt nicht aus, daß der Währungsausschuß und insbesondere der Ausschuß
der Zentralbankpräsidenten auch an der Entwicklung eines EG-Zentralbanksystems
mitwirken. Der institutionelle Ansatz, aus dem sich eine zentralbankähnliche Ein-
richtung entwickeln könnte, ist aber der EFWZ. Das zeigt sich deutlich in der Kon-
struktion des Fonds. Er ist einerseits zuständig für die Durchführung der bisher
beschlossenen gemeinsamen Maßnahmen auf dem Gebiet der Währungspolitik. Ande-
rerseits ist seine Satzung so gestaltet, daß "sie eine allmähliche Ausweitung seiner
Funktionen gestattet"5 , und seine Aufgaben werden als ausbaufähig anerkannt, in-

1 Präambel der VO 30 7/73 zur Errichtung eines Fonds für währungspolitische Zu-
sammenarbeit.

2 Ibid. Der entscheidende Unterschied zwischen beiden Formen - Wechselkurs-
union und Einheitswährung - liegt darin, daß "in einer Wechselkursunion Unsi-
cherheit hinsichtlich der Unverrückbarkeit der Wechselkurse bestehen bleiben
kann, solange noch jedes Land eine eigene Währung besitzt" [SVR, 1978/79,
Ziff. 361] .

3 Vgl. Art. 105 Abs. 1 EWG-Vertrag und die Präambel der Satzung des Währungs-
ausschusses (Amtsblatt EG 1958, S. 390).

4 Art. 1 des~ Beschlusses des Rates vom 8. Mai 1964 über die Zusammenarbeit
zwischen den Zentralbanken der Mitgliedstaaten der EWG (Amtsblatt EG 19 64,
S. 1206).

5 Präambel zur VO 907/73.
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dem sie zunächst nur für das "erste Stadium seiner Tätigkeit"1 angegeben sind.

59. Die Tatsache, daß der Verwaltungsrat, der den Fonds leitet, aus den Mitglie-
dern des Ausschusses der Zentralbankpräsidenten besteht2 , spricht nicht gegen,
sondern eher für die Eignung des EFWZ als Ausgangspunkt zur Schaffung eines EG-
Zentralbanksystems : Ein solches System wird am ehesten durch die allmähliche
Zusammenfassung von Funktionen entstehen, welche bisher die nationalen Noten-
banken wahrgenommen haben, und diese Zusammenfassung kann nur in einer ge-
eigneten Verwaltungseinheit erfolgen, nicht aber in einem Ausschuß von Zentral-
bankgouverneuren, der seiner Zusammensetzung nach nur zur Leitung, nicht aber
zur technischen Durchführung geeignet ist. Gerade wegen seiner Zusammensetzung
kann er jedoch in der Art eines Zentralbankrats die Leitung einer Verwaltungsein-
richtung übernehmen - wie es beim EFWZ der Fall ist.

60. Bisher hat der EFWZ nur technische Aufgaben. Nach der Verordnung Nr. 907/73
soll er für die Konzertierung sorgen, die zum guten Funktionieren des EG-Wechsel-
kurssystems erforderlich ist, ferner soll er die Salden aus den Interventionen der
Zentralbanken multilateralisieren und ausgleichen und schließlich hat er die sehr
kurzfristige Finanzierung und den kurzfristigen Währungsbeistand zu verwalten3 .
Später ist die Verwaltung der Gemeinschaftsanleihen dazugekommen4 , und mit
der Errichtung des EWS die Schaffung und Verzinsung der ECU5 .

Für die Zukunft, d. h. für die Endphase des EWS, hat der Europäische Rat die Um-
wandlung des EFWZ in einen Europäischen Währungsfonds (EWF) vorgesehen6. Die
Frage ist, auf welcher Rechtsgrundlage das geschehen kann.

61. Zur Ausgestaltung des vorgesehenen Europäischen Währungsfonds hat sich der
Europäische Rat sowohl auf seiner Tagung in Bremen am 6. und 7. Juli 1978 als
auch auf der Tagung in Brüssel am 5. Dezember 19 78 geäußert. In Bremen wurde
bestimmt, daß "die bestehenden Vereinbarungen und Einrichtungen in einen Euro-
päischen Währungsfonds (EWF) konsolidiert werden"7 . In Brüssel erfolgte der er-
wähnte Hinweis auf die Zusammenfassung der Kreditmechanismen und darauf, daß
das System - und damit der Fonds - "auf geeignete Rechtsvorschriften gegründet"8

werden soll.

62. Aus der Erwähnung geeigneter Rechtsvorschriften wird gelegentlich geschlos-
sen, daß der Europäische Rat zur Gründung des EWF eine Vertrags änderung für
erforderlich halte. Dem Text der Entschließung ist das jedoch nicht zu entnehmen.

1 Art. 3 der VO 907/73.
2 Art. 1 der Satzung des EFWZ (Anhang zur VO 907/73).
3 Art. 3 der VO 307/73.
4 VO 397/75 über Gemeinschaftsanleihen (Amtsblatt EG 1975 L 45, S. 1).
5 Kapitel III des Abkommens zwischen den Zentralbanken vorn 13. März 1979 sowie

Kapitel II des Beschlusses Nr. 12/79 des Verwaltungsrates des EFWZ.
6 Ziff. 1. 4 der Entschließung des Europäischen Rates vom 5. Dezember 1978.
7 Ziff. 4 der Anlage zu den Schlußfolgerungen der Präsidentschaft vom 6. und

7. Juli (abgedruckt in "Europäische Wirtschaft", Nr. 3, Juli 1979, S. 95).
8 Ziff. 1. 4 der Entschließung vom 5. Dezember 1978.
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Eine Vertragsänderung mit Zustimmung der nationalen Parlamente ist zwar dann
"geeignet", wenn man die Beteiligung des Gesetzgebers in allen Mitgliedstaaten
für erforderlich hält. Unter anderen Aspekten - dann nämlich, wenn man auf eine
möglichst schnelle Ingangsetzung des EWS Wert legt - sind "geeignete Rechtsvor-
schriften" gerade diejenigen, die ein einfaches EG-internes Verfahren vorsehen.

Auf den Ausdruck "geeignete Rechtsvorschriften" kann sich mithin sowohl derje-
nige berufen, der die Parlamente bei der Schaffung des EWF einschalten will
- vielleicht weil er dem EWS ablehnend gegenübersteht und Erschwerungen des-
halb begrüßt -, als auch derjenige, der ein möglichst schnelles, einfaches Ver-
fahren vorzieht. Der Ausdruck gibt also für die Beantwortung der Frage nach
dem Verfahren zur Gründung des EWF nichts her. Insbesondere bedeutet er keine
Festlegung auf eine Vertragsänderung, wobei daran erinnert werden kann, daß
der Vorgänger des Europäischen Rates seinerzeit beabsichtigte, "alle Bestim-
mungen der Verträge einschließlich Art. 235 weitestgehend auszuschöpfen"1.

63. Im Rahmen der rechtlichen Prüfung muß also untersucht werden, ob der ge-
plante Europäische Währungsfonds auf Art. 235 des EWG-Vertrages gegründet
werden kann. Man kann davon ausgehen, daß das von der Ausgestaltung des Fonds
abhängt, daß also die Anwendung von Art. 235 umso eher in Betracht kommt, je
weniger Befugnisse der Fonds erhalten soll. Umgekehrt könnte man an der An-
wendbarkeit der Vorschrift umso mehr zweifeln, je stärker der Fonds in seinen
Funktionen und seinen Zuständigkeiten einer Zentralbank angenähert wird, wo-
möglich einer Zentralbank mit weitgehender Autonomie wie die Deutsche Bundes-
bank.

64. Diesem Gedankengang entspricht die Kontroverse darüber, ob auf dem Wege
über Art. 235 Einrichtungen mit eigener Entscheidungsbefugnis geschaffen werden
dürfen. Diese Auseinandersetzung ist im Zusammenhang mit dem EWF deshalb
relevant, weil ein zentralbankähnlicher Fonds Entscheidungsrechte braucht. Sie
ist auch bereits anläßlich der Gründung des - allerdings wesentlich bescheide-
neren - EFWZ geführt worden, also auf dem Hintergrund währungs politischer
Fragen. Hinsichtlich des EFWZ vertrat Ehlermann [19 73, S. 200] die Ansicht,
hier läge ein wichtiges Beispiel vor, in dem mit Hilfe von Art. 235 Entscheidungs-
befugnisse auf eine vertragsfremde Instanz übertragen worden seien. Dagegen
hielt Everling [1976, S. 15] an der überwiegenden Auffassung fest, auf der Basis
dieser Bestimmung dürften "keine neuen Organe mit der Befugnis, Rechtsakte
gegenüber Mitgliedstaaten oder Bürgern zu setzen, geschaffen werden". Die
Schaffung des EFWZ mit seinen Befugnissen auf währungspolitischem Gebiet hielt
er indessen für zulässig nach Art. 235, aber nur deswegen, weil er darin keine
Übertragung von Entscheidungskompetenzen sah [Everling, 19 76, Fußn. 64] .

65. Vergleicht man die Argumentation von Ehlermann und Everling, dann zeigt
sich, daß die Unterschiede im Ergebnis nicht groß sind. Während nämlich Ever-
ling in den Befugnissen, die dem EFWZ übertragen wurden, gar keine Entschei-
dungskompetenzen sieht, bemüht sich Ehlermann um den Nachweis, daß es zwar

Erklärung der Staats- und Regierungschefs vom 20. Oktober 19 72, Ziff. 15.
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Entscheidungsbefugnisse seien, der Ermessensspielraum aber klein genug sei,
um das vom Europäischen Gerichtshof aufgestellte Kriterium zu erfüllen1, näm-
lich: Es dürfen nur genau umgrenzte Ausführungsbefugnisse, nicht dagegen Kom-
petenzen mit weiterem Ermessensspielraum übertragen werden2 .

66. Erkennt man dieses Kriterium an, dann dürfte der vom Europäischen Rat vor-
gesehene EWF über Art. 235 kaum mit weiteren Befugnissen ausgestattet werden
können, als sie der EFWZ bereits besitzt. Eine zentralbankähnliche Stellung je-
denfalls ließe sich nicht auf diese Bestimmung gründen. Das wäre - aus anderen
Gründen - auch dann zweifelhaft, wenn man der Argumentation Ehlermanns folgt.
Um zu zeigen, daß der EFWZ nicht über allzu viel Ermessensspielraum verfügt,
verweist er nämlich auf die "Lenkungsbefugnis" des Rates [Ehlermann, 1973,
S. 201] . Diese Befugnis findet sich in der Satzung des Fonds3 :

"Der V er waltung s rat handelt bei der Verwirklichung der Ziele des Fonds im
Rahmen der allgemeinen wirtschaftspolitischen Leitlinien, die der Rat auf
Grund des Vertrages beschließt, und entsprechend den Richtlinien, die er ein-
stimmig auf Vorschlag der Kommission erlassen kann".

Der Verwaltungsrat des EFWZ ist praktisch mit dem Ausschluß der Zentralbank-
präsidenten der EG identisch4 , der auch für die Leitung des EFW in Betracht
kommt. Wenn nun diese Art der Leitung - der "Lenkungsbefugnis" des Rates
unterworfen - als Modell für die Weiterentwicklung der währungspolitischen In-
stitution der Gemeinschaft dienen sollte, dann würde die europäische Zentralbank
schwerlich eine ähnlich unabhängige Stellung erhalten wie sie die Deutsche Bun-
desbank besitzt. De facto ist das allerdings nicht völlig ausgeschlossen, weil es
dem Rat möglicherweise schwerfallen könnte, seine Lenkungsbefugnis in einer
Weise auszuüben, die den Verwaltungsrat des Fonds (oder wie immer das Gre-
mium in der Zukunft benannt würde) stark einengt.

67. Der zitierte Artikel der Satzung des EFWZ verlangt nämlich Einstimmigkeit
bei der Beschlußfassung des Rates. Für die allgemeinen wirtschaftspolitischen
Leitlinien gilt das deswegen, weil sie auf Grund des Vertrages ergehen sollen
und daher wohl nur nach Art. 103 Abs. 2 beschlossen werden können - mit den
dort genannten Mehrheiten. Für die Richtlinien, die in Art. 2 der Satzung des
EFWZ erwähnt werden, schreibt die Bestimmung selbst vor, daß sie einstimmig
zu erlassen sind.

1 Urteil in der Rechtssache 9/56, Sammlung der Rechtsprechung IV, S. 36 ff.
und Leitsatz 8.

2 Vor allem dürfen keine Befugnisse übertragen werden, "die je nach Art ihrer
Ausübung die Verwirklichung einer ausgesprochenen Wirtschaftspolitik ermög-
lichen" [Ehlermann, 1973, S. 200].

3 Art. 2 der Satzung des EFWZ (Anhang zu VO 907/73).
4 Art. 1 der Satzung des EFWZ. Hinzu kommt ein Vertreter der für die Währungs-

politik Luxemburgs zuständigen Behörden, der in Einzelfällen Stimmrecht hat
(Art. 1 Abs. 3).
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Vermutlich ist nicht zu bestreiten, daß die Forderung nach Einstimmigkeit die
Beschlußfassung im Rat und damit die Lenkung des Fonds erschweren muß1. Ob
daraus allerdings eine weitgehende de facto-Unabhängigkeit des Fonds (und evtl.
eines gemeinschaftlichen Zentralbanksystems) entsteht, wie Ehlermann meint2,
ist doch wohl zweifelhaft. Es kann auch der Fall eintreten, daß das System durch
Leitlinien oder Richtlinien behindert wird, die der Rat aber mangels Einstimmig-
keit nicht revidieren kann. Jedenfalls ist die Aussicht auf eine derartige de facto-
Unabhängigkeit kaum geeignet, die Bedenken derjenigen zu zerstreuen, die für die
europäische Zentralbank soviel Autonomie fordern, daß sie in ausreichendem
Maße imstande ist, das Ziel der Währungsstabilität zu verfolgen.

68. Damit entfällt auch der Ausweg, dem Rat bei der weiteren Ausgestaltung des
EWS sozusagen pro forma eine umfangreiche Lenkungsbefugnis einzuräumen, um
dem Einwand zuvorzukommen, Art. 235 gestatte es nicht, dem EWF (oder der
europäischen Zentralbank) Entscheidungsbefugnisse zu geben, die einen großen
Ermessensspielraum enthalten. Man muß sich schon mit dem Einwand selbst aus-
einandersetzen, und der ist berechtigt. Wie Everling [1976, S. 15] hervorhebt,
handelt es sich bei der Befugnis, nach Art. 235 Vorschriften zu erlassen, um eine
vertragsgemäße Kompetenz, die nur im Rahmen des geltenden institutionellen Sy-
stems ausgenutzt werden kann. Damit ist ausgeschlossen, über Art. 235 Einrich-
tungen, die im EWG-Vertrag nicht vorgesehen sind, mit eigenständigen Entschei-
dungsbefugnissen auszustatten, jedenfalls nicht in dem Ausmaß, das zur Erfüllung
der Aufgaben des vorgesehenen Europäischen Währungsfonds erforderlich ist. In
diesem Zusammenhang sei daran erinnert, daß der Fonds nicht nur für die (sehr)
kurzfristige Finanzierung, sondern auch für den mittelfristigen finanziellen Bei-
stand zuständig sein soll.

69. Da Art. 235 für die Einsetzung des EWF somit nicht anwendbar ist, braucht
zu dem grundsätzlichen Problem der Übertragung von Entscheidungsbefugnissen
nicht weiter Stellung genommen zu werden3 . Ein gemeinsames Zentralbanksystem
kann erst recht nicht über Art. 235 errichtet werden. Daraus ergibt sich, daß
auch die Einführung einer gemeinsamen Währung nicht auf dem Wege über Art. 235
erfolgen kann, weil sie ein gemeinsames Zentralbanksystem voraussetzt.

1 So fast wörtlich Ehlermann [1973, S. 201] .
2 Hält "die Furcht vor der qualifizierten Mehrheit" an, "so wird sich der Fonds

und später das gemeinschaftliche Zentralbanksystem eines Tages einer de facto-
Unabhängigkeit erfreuen, die keine Zentralbank in irgendeinem Mitgliedstaat
genießt" [Ehlermann, 1973, S. 201].

3 Es sei jedoch angemerkt, daß dieses Ergebnis der herrschenden Meinung ent-
spricht [Everling, 19 76, Fußn. 62] und mit der Rechtsprechung des Europäi-
schen Gerichtshofs übereinstimmt.
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VI. Ausbau des EWS durch Vertragsänderung - Voraussetzungen im deutschen Recht

70. Kann die Errichtung des Europäischen Währungsfonds, wie er vom Europäi-
schen Rat vorgesehen ist, nicht auf der Grundlage von Art. 235 EWG-Vertrag er-
folgen, dann muß eine Vertrags änderung gem. Art. 236 in Betracht gezogen wer-
den. Diese Änderung ist auf einer Konferenz von Vertretern der Regierungen der
Mitgliedstaaten zu vereinbaren und von den einzelnen EG-Ländern gemäß ihrer
verfassungsrechtlichen Vorschriften zu ratifizieren1 - in der Bundesrepublik
Deutschland durch Gesetz2.

Will man den Vertrag ändern, kann man entweder so vorgehen, daß man die Auf-
gaben der neuen Institution "Europäischer Währungsfonds" genau umreißt oder aber
dem Fonds eine allgemeine Kompetenz auf dem Gebiet der Währungspolitik zuweist.
Das erste dürfte sich kaum empfehlen, weil dann bei Fortschreiten der monetären
Integration erneut das Problem auftauchen könnte, ob es einer Vertragsänderung
zur notwendigen Ausweitung der Tätigkeit bedarf. Der Fonds müßte also von vorn-
herein mit ausbaufähigen Befugnissen ausgestattet werden, eventuell nach einem
Stufenplan, bei dem der Rat dem Übergang von einer Stufe zur anderen mit bestimm-
ten Mehrheiten zustimmen muß, wie es z .B. bei der Errichtung der Zollunion ge-
schehen ist.

71. Welches Verfahren man auch wählt, so muß jedenfalls in dem Vertrag zur Ein-
setzung des Fonds die voraussichtliche Entwicklung - das Fernziel - berücksichtigt
werden, schon um dem später möglicherweise erneuten Vorwurf zu entgehen, man
habe sich an der politischen Entscheidung "vorbeimogeln" wollen. Das Fernziel
bzw. der mögliche Endpunkt der Entwicklung, die schon auf Grund der geltenden
Fassung des EWG-Vertrages eingeleitet wurde und mit einer Vertragsänderung
intensiviert werden soll, ist in EG-Dokumenten mehrfach angedeutet worden:
Auf der Haager Gipfelkonferenz vom 1. und 2. Dezember 1969 war nicht nur all-
gemein von einer Wirtschafts- und Währungsunion und der Zusammenarbeit in Wäh-
rungsfragen die Rede, sondern es wurde auch ausdrücklich die Errichtung "eines
europäischen Reservefonds" erwogen3 .

In seiner Tagung vom 8. und 9. Juni 1970 hat sich der Rat u.a. folgende Schluß-
folgerung des Werner-Berichts "zu eigen gemacht": Die Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion kann ihren Abschluß "in der Einführung einer einheitlichen Währung
finden, welche die Unwiderruflichkeit des Prozesses gewährleistet"4 .

1 Art. 236 Abs. 3 EWG-Vertrag.
2 Art. 59 Abs. 2 GG.
3 Ziff. 8 des Kommuniques von Den Haag. (Dieses und die folgenden Dokumente

sind abgedruckt in EG, Währungsausschuß: Kompendium . . . , S. 13. )
4 Zusammenfassung der Ratsbeschlüsse der 116. Tagung vom 8. und 9. Juni

1970, dritter Absatz.
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Dieselbe Bemerkung findet sich in der Entschließung des Rates und der Vertreter
der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 22. März 1971. Außerdem heißt es dort:1

"Die zu treffenden Maßnahmen sollen es ermöglichen, daß die Gemeinschaft am
Ende dieses Prozesses
1. . . .
2. einen eigenständigen Währungsraum im Rahmen des internationalen Systems

bildet, der durch die volle und irreversible Konvertierbarkeit der Währungen,
die Beseitigung der Bandbreiten der Wechselkurse und die unwiderrufliche
Festsetzung der Paritätsverhältnisse - welche unerläßliche Voraussetzungen
für die Schaffung einer einheitlichen Währung sind - gekennzeichnet ist und
in dem ein einheitliches Zentralbanksystem tätig ist;

3. . . . "

Die Schlußerklärung der Konferenz der Staats- bzw. Regierungschefs vom 21. Ok-
tober 1972 bekräftigte den Willen der erweiterten europäischen Gemeinschaften,
die Wirtschafts- und Währungsunion zu verwirklichen2 . Bei dieser Gelegenheit be-
schlossen die Staats- und Regierungschefs, "daß spätestens zum 1. April 1973
durch einen auf den Vertrag gegründeten feierlichen Akt ein europäischer Fonds
für währungspolitische Zusammenarbeit errichtet wird"3 - was auch tatsächlich
mit der Gründung des EFWZ geschah.

In der Verordnung zur Errichtung des EFWZ4 wird dann als Aufgabe des Fonds
bezeichnet,

" . . . zur stufenweisen Verwirklichung einer Wirtschafts- und Währungsunion
zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft beizu-
tragen, die im Endstadium hinsichtlich ihrer monetären Aspekte durch folgen-
des gekennzeichnet wäre:

- entweder die volle und irreversible Konvertibilität bei unwiderruflichen Wech-
selkursen zwischen den Gemeinschaftswährungen

- oder die Schaffung einer gemeinsamen Währung".

72. Diese Texte machen hinreichend deutlich, was als Endstadium der monetären
Integration in Betracht gezogen werden müßte, wenn durch Vertragsänderung eine
Institution geschaffen werden soll, welche die zum Erreichen der genannten Ziele
notwendigen Befugnisse besitzt oder erhalten kann. Bei jeder Variante - ob einheit-
liches Zentralbanksystem mit gemeinsamer Währung oder irreversible Konverti-
bilität der EG-Währungen bei unwiderruflichen Wechselkursen - muß damit gerech-
net werden, daß im Laufe der Zeit die währungspolitischen Kompetenzen auf die
Gemeinschaft übergehen. Will man sich also nicht darauf beschränken, dem Euro-

1 Entschließung über die stufenweise Verwirklichung der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion, Absatz I 2.

2 Schlußerklärung der Konferenz von Paris, Ziff. 1 des Abschnitts "Wirtschafts-
und Währungspolitik".

3 Ziff. 2 des Abschnitts "Wirtschafts- und Währungspolitik".
4 VO 90 7/73, Präambel.
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päischen Währungsfonds genau beschränkte Einzelbefugnisse zu geben1, dann muß
anläßlich einer Vertragsänderung, welche die volle monetäre Integration ermög-
licht, ein weitgehender Verzicht auf die nationale Währungshoheit erwogen werden.

73. In der Bundesrepublik Deutschland wird die Währungshoheit von der Bundesre-
gierung und der Deutschen Bundesbank ausgeübt. Der Bund ist für das "Währungs-,
Geld- und Münzwesen" zuständig2 . Er hat gemäß Art. 88 des Grundgesetzes "eine
Währungs- und Notenbank als Bundesbank" errichtet. Die Aufgaben der Bundesbank
sind im Bundesbankgesetz niedergelegt und sollen dem Ziel dienen, "die Währung
zu sichern"3. Sie umfassen nicht die Gestaltung der Wechselkurse4, und wenn sich
die Bundesbank an Einrichtungen beteiligen will, "die einer übernationalen Wäh-
rungspolitik oder dem internationalen Zahlungs- und Kreditverkehr dienen", bedarf
sie der Zustimmung der Bundesregierung5 .

74. Aus dieser Kompetenzverteilung ergibt sich ein Teil der innerstaatlichen Pro-
blematik infolge der Errichtung des Europäischen Währungssystems, weil die Mög-
lichkeiten zur "Sicherung der Währung" u.a. von der Gestaltung ihres Außenwertes
abhängen. Nach dem Bundesbankgesetz sollen Konflikte in Zusammenarbeit zwi-
schen Bundesregierung und Bundesbank gelöst werden6. Die Einigung wird aber er-
schwert, wenn die Bundesregierung in ihrer Entscheidung nicht mehr frei ist, son-
dern den Wechselkurs der D-Mark nur noch im Einvernehmen mit ihren Partnern
im EWS ändern kann - wie es in der Entschließung des Europäischen Rates vom
5. Dezember 19 78 vorgesehen ist7. Aufgrund der Interventionspflicht der Bundes-
bank kann das auf eine "Unterordnung der deutschen Geldpolitik unter die Erforder-
nisse einer Aufrechterhaltung bestimmter Wechselkurse" [ SVR, 1978/79, Ziff. 358]
hinauslaufen - und zwar auf eine von den Partnern der EWG mitbestimmte Unter-
ordnung.

Im Interesse der deutschen Stabilitätspolitik ist das bedenklich, wie eine Überprü-
fung der Erfahrungen durch den Sachverständigenrat bestätigt hat [SVR, 1979/80,
Ziff. 318] . Es ist aber rechtlich nicht zu beanstanden8 , denn die Bundesregierung
ist durch das Bundesbankgesetz nicht gehindert, im Rahmen ihrer Außenbeziehungen
Verpflichtungen hinsichtlich der Wechselkurse einzugehen9 . Im Falle des EWS ist
außerdem anzumerken, daß nicht nur die Bundesbank zur Sicherung der Währung
verpflichtet ist, sondern auch die Partner des EWS auf eine Stabilitätspolitik fest-

1 Für diesen Fall gelten die folgenden Erörterungen nur in dem Umfang, der durch
die Befugnisse bestimmt wird, die der EWF erhalten soll.

2 Art. 73 Ziff. 4 GG.
3 § 3 BundesbankG.
4 Vgl. §§ 14 ff. BundesbankG.
5 § 4 BundesbankG.
6 § 12 und 13 BundesbankG.
7 Abs. A 3.2 der Entschließung.
8 Vgl. Hahn [1979a, s/351f. mit Nachw. ] .
9 Sie "soll" sich dabei allerdings mit dem Präsidenten der Bundesbank beraten

(§ 13 Abs. 2 BundesbankG).
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gelegt sind: zunächst grundsätzlich durch Art. 104 und 2 des EWG-Vertrages1,
dann aber auch speziell durch die Entschließung des Europäischen Rates vom
5. Dezember 19782 . Als Hinweis auf diese Haltung kann man die Ausgestaltung
des Wechselkursmechanismus im EWS ansehen: Die Orientierung an einem Pari-
tätsgitter wirkt eher stabilitätsfördernd als die an der "Korbeinheit" ECU3.

75. Im Hinblick auf die Fortentwicklung des EWS kann es wichtig sein, daß die
Bundesbank im Grundgesetz erwähnt ist. Der Ausbau des Fonds und insbesondere
die Errichtung einer europäischen Zentralbank würde eine Bestimmung des Grund-
gesetzes berühren, wenn dabei die Bundesbank ihre Stellung als Währungs- und
Notenbank ganz oder teilweise einbüßt. Damit stellt sich die Frage, ob evtl. das
für Verfassungsänderungen vorgesehene Verfahren anzuwenden ist, wenn der
Europäische Währungsfonds (oder eine andere zentralbankähnliche Institution)
mit den für die monetäre Integration notwendigen (potentiellen) Befugnissen aus-
gestattet werden soll. Diese Frage stellt sich auch dann, wenn man in Art. 88 GG
keine verfassungsrechtliche Sicherung der Bundesbankautonomie sieht4 , denn auf
jeden Fall geht es um die Übertragung (eines Teils) der deutschen Währungshoheit.

76. Für den Regelfall genügt bei Verträgen, welche die politischen Beziehungen
des Bundes regeln oder sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung beziehen,
die Zustimmung von Bundestag und u. U. Bundesrat in der Form eines Bundesge-
setzes5 , d.h. die einfache Mehrheit. Verträge, die Verfassungsänderungen mit
sich bringen, bedürfen dagegen der verfassungsändernden Zwei-Drittel-Mehrheit6.
Diese Erschwerung tritt jedoch dann nicht ein, wenn Art. 24 Abs. 1 anwendbar ist,
nach welchem der Bund "durch Gesetz Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche Ein-
richtungen übertragen" kann.

Die Bestimmung war früher umstritten. Insbesondere im "Kampf um den Wehrbei-
trag" anläßlich des Beitritts der Bundesrepublik zur Europäischen Verteidigungs-
gemeinschaft wurde jedes Wort von Art. 24 GG debattiert7 . Jetzt kann jedoch davon
ausgegangen werden, daß die Bestimmung den deutschen Gesetzgeber ermächtigt,
durch einfaches Gesetz für die Bundesrepublik auf die Ausübung von Hoheitsrechten

1 Darauf weist Seidel [1979, S. 20] besonders hin.
2 Abs. A 1.3 der Entschließung.
3 Der ^Währungskorb" ist allerdings für den Abweichungsindikator maßgebend, aber

eine V e r p f l i c h t u n g zur Intervention ist nur bei Erreichen der Interventions-
punkte im Paritätengitter gegeben. (Vgl. Abschnitt 3 der Entschließung vom
5. Dezember 1978. )

4 So die wohl herrschende Meinung [Hahn, 1979, S. 354 mit Nachw. ] .
5 Art. 59 Abs. 2 GG.
6 Art. 79 Abs. 1 und 2 GG.

' 7 Vgl. die Nachweise bei Krämer [19 62, S. 57 ff. ] . - Neuerdings hat Grämlich
[19 79] die Entstehung und Reichweite dieser Verfassungsbestimmung sorgfältig
untersucht und dabei auch eingehend die früheren Streitpunkte behandelt.
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zugunsten zwischenstaatlicher Einrichtungen zu verzichten1. Ebenso ist unzweifel-
haft die EWG oder eine ihrer Institutionen - also auch der EWF - als zwischen-
staatliche Einrichtung im Sinne von Art. 24 anzusehen2 und Befugnisse auf wäh-
rungspolitischem Gebiet als "Hoheitsrechte" [Grämlich, 1979, S. 133 m. Nachw.].

77. In der Debatte um die Errichtung einer Wirtschafts- und Währungsunion wur-
den jedoch Zweifel geäußert, ob die für ein gemeinschaftliches Zentralbanksystem
notwendigen Kompetenzen nach dem vereinfachten Verfahren des Art. 24 GG
"übertragen werden könnten". Scheuner [1971] wies daraufhin, daß heute die
Wirtschafts- und Sozialpolitik im Mittelpunkt der staatlichen Politik stehe. "Wohl-
stand, Lebensstandard und Wachstum werden als Gradmesser der Entwicklung an-
gesehen. Von ihnen hängt der Erfolg einer Regierung, zumeist auch ihr politisches
Schicksal ab" 3 . Würden nun die Befugnisse, die für die Gestaltung der Wirtschafts-
und Sozialpolitik wesentlich sind, auf die Gemeinschaft übertragen, dann könnte
der einzelne Mitgliedstaat die für sein weiteres Schicksal entscheidenden Maßnah-
men nicht mehr selbstverantwortlich - souverän - ergreifen.

Die Schaffung einer einheitlichen Währung mit einem gemeinsamen Zentralbank-
system hätte eine bedeutsame Einschränkung der staatlichen Möglichkeiten zur
Gestaltung der Wirtschafts- und Sozialpolitik zur Folge. Die "Entscheidung über
Wohlstand und Einkommen der Bürger" sei den Staaten dann weitgehend entzogen
[Everling, 1971, S. 1483] . Unter diesen Umständen müßte man sich fragen, "ob
die Ermächtigung des Art. 24 GG einen Schritt tragen würde, der die eigentliche
Verfügung über die soziale und wirtschaftliche Entwicklung in die Hand einer über-
nationalen Instanz legen würde" [Scheuner, 1971, S. 152].

78. Die Frage wurde seinerzeit nur gestellt, nicht beantwortet4 . Neuerdings hat
aber Grämlich [1979, S. 169] die nach seinen Worten "gewiß überraschende These"
aufgestellt, schon jetzt könne "Art. 24 Abs. 1 GG zu Zwecken weiterer (klein)
europäischer Integration keine Anwendung mehr finden" [Grämlich, 19 79, S. 169] .
Er begründet diese These nicht speziell mit der wirtschaftspolitischen Bedeutung
eines gemeinschaftlichen Zentralbanksystems, sondern generell mit dem Hinweis
auf die "Hoheits-Bilanz, wonach ein Transfer in seiner Breite Grenzen haben müsse"
[Grämlich, 1979, S. 168] .

1 Zu dem rechtlichen Vorgang bei der "Übertragung" vgl. Maunz im Kommentar
zum Grundgesetz, Randnr. 7 zu Art. 24; ferner die zahlreichen Nachweise bei
Grämlich [19 79, S. 151, Fußn. 283]. Ist einmal die "Übertragung" erfolgt, dann
werden auch künftig Grundgesetzänderungen entbehrlich, wenn der Einrichtung
- etwa dem EWF - später weitere Befugnisse auf währungs politischem Gebiet
zuwachsen [Grämlich, 1979, S. 157 m. Nachw. ] .

2 Siehe auch Grämlich [1979, S. 146] .
3 Scheuner [1971, S. 150] . Ähnlich Everling [1971, S. 1484] : "Wirtschaftspolitik

ist Politik. Sie entscheidet über das Schicksal von Regierungen, von ihr hängt
auch in erheblichem Umfang das Schicksal des Volkes ab".

4 Everling selbst weist erneut darauf hin, daß Art. 24 GG einen "sicher nicht ufer-
losen Spielraum" eröffne [Everling, 1976, S. 17].
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Der Gedankengang ist etwa folgender: Die verfassungsmäßigen Organe der Bun-
desrepublik benötigten zur Wahrnehmung ihrer Gesamtaufgabe demokratischer
Willensbildung, Leitung und Kontrolle ein Mindestmaß an Kompetenzen und Auf-
gaben. Deshalb müsse bei der Übertragung von Hoheitsrechten auf supranationale
Einrichtungen ein Kernbereich von Kompetenzen zurückbehalten werden, und dazu
ein Minimum an Aufgaben, "deren Organisierung die ' Staatlichkeit1 , die völker-
rechtliche Souveränität der Bundesrepublik erst ausmacht" [Grämlich, 1979,
S. 168].

Im Zusammenhang mit dieser Möglichkeit, daß die Bundesrepublik ihre Souverä-
nität einbüßen könne, fürchtet Grämlich [1979, S. 168] eine Beeinträchtigung des
Schutzes der Menschenwürde. Jedenfalls weist er darauf hin, daß dies eine Auf-
gabe der staatlichen Gewalt sei, wozu ihr notwendig ein Mindestmaß rechtlicher
Potenz zukommen müsse. Ferner zitiert er Tomuschat, der "als Verfassungs-
problem die staatliche Selbstbehauptung innerhalb . . .internationale(r) Organisa-
tionen"1 anführe.

Schließlich meint Grämlich [1979, S. 169], "die heutige bereits bestehende, je-
doch unzulänglich ausgestaltete demokratische Legitimation bedürfe einer grund-
legenden Umwälzung". Ehe diese eingetreten sei, dürften Organe einer Wirtschafts-
und Währungsunion (und dazu gehöre ein europäisches Zentralbanksystem) nach
Maßgabe des derzeit in der Bundesrepublik geltenden Verfassungsrechts keine
Hoheitsrechte ausüben.

79. Diese Argumentation ähnelt auf anderer rechtlicher Ebene den Bedenken ge-
gen eine übermäßige Anwendung des Art. 235 EWG-Vertrag. Hier wie dort wird
befürchtet, daß mittels "Salami-Taktik" nach vielen kleinen - im einzelnen zuläs-
sigen - Schritten ein Zustand herbeigeführt werde, in dem Quantität in Qualität
umschlägt. Bei dem vereinfachten Verfahren des EWG-Vertrages (gem. Art. 235)
war es das Entstehen einer gemeinschaftlichen Währungshoheit, bei dem verein-
fachten Verfahren des Grundgesetzes (gem. Art. 24) ist es die Weggabe eines für
die Gestaltung des politischen Geschicks der Bundesrepublik wesentlichen Teils
deutscher Hoheitsrechte.

Grämlich meint, das Maß sei bereits jetzt voll, und jede weitere Abgabe von Ho-
heitsrechten an die EG überschreite das nach Art. 24 GG Zulässige, auch die
Übertragung weiterer Befugnisse auf währungspolitischem Gebiet. Die Bedenken
von Scheuner und Everling dagegen beziehen sich nur auf einen massiven (wohl
den vollständigen) Verzicht auf die deutsche Währungshoheit zugunsten der EG.

80. Gramlichs Auffassung, daß die Ermächtigung von Art. 24 Abs. 1 erschöpft sei,
soweit es um die Übertragung von Hoheitsrechten auf die Europäischen Gemein-
schaften geht, kann ich nicht zustimmen. Es kann dahingestellt bleiben, ob nach

1 Gemeint ist Leitsatz 10 a) von Tomuschats Referat in Basel. Dort werden aber
Organisationen, die - wie die EWG - "dem Typ der Integrationsgemeinschaften
angehören", ausdrücklich ausgenommen [Tomuschat, 19 78, S. 7] .
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der Bestimmung wirklich der Bundesrepublik ein Minimum an Kompetenzen er-
halten bleiben muß, um die völkerrechtliche Souveränität zu bewahren. Auf jeden
Fall ist nicht einzusehen, inwiefern dieses Mindestmaß ausgerechnet dann unter-
schritten würde, wenn währungspolitische Befugnisse auf eine europäische Insti-
tution übertragen werden, die einer Zentralbank ähnelt oder sich zu einer Zen-
tralbank entwickeln kann. Auch hierbei handelt es sich ausschließlich um "Wirt-
schaftsvergemeinschaftung" [Ipsen, 1970, S. 6], d.h. die auf den wirtschaftli-
chen Bereich funktioneil begrenzte Integration "unter Bewahrung echter Staatlich-
keit ihrer Mitglieder" [Ipsen, 1970, S. 7],

Gerade der Hinweis auf das Monopol zu legaler physischer Gewaltanwendung - das
ja die Bundesrepublik behält - zeigt, daß noch hinreichende Kompetenz-"Reste"
übrig sind, um von "Staatlichkeit" sprechen zu können1. Ebenso ist nicht erkenn-
bar, inwiefern den Organen der Bundesrepublik der Schutz der Menschenwürde
erschwert werden könnte, wenn monetäre Befugnisse auf den EWF oder eine ähn-
liche Institution übertragen würden. Der Hinweis, daß die demokratische Legiti-
mation der Europäischen Gemeinschaften im Verhältnis zu den Mitgliedstaaten
unzulänglich ausgestattet sei, dürfte im Hinblick auf andere Befugnisse wohl mehr
am Platze sein, als bei denjenigen, die gegenwärtig die Bundesbank ausübt.

81. Wegen der Tatsache, daß auch eine Übertragung von währungspolitischen Ent-
scheidungsbefugnissen - selbst von weitgehender Währungshoheit - im Rahmen der
auf wirtschaftliche Funktionen begrenzten Integration bleibt2 , ist auch die Frage,
ob die Ermächtigung des Art. 24 GG für diesen Zweck ausreicht, positiv zu beant-
worten. Es handelt sich um "Hoheitsrechte" - nicht um die Aufgabe der deutschen
"Souveränität" -, also um eine Teilintegration. Die Übertragung von Rechten im
Bereich der Währungspolitik ist qualitativ schwerlich höher zu bewerten als die
Übertragung von Rechten im Bereich der Außenwirtschaftspolitik, der Wettbewerbs-
politik, der Agrarpolitik etc.3 . Auch Außenwirtschaftspolitik ist ganz gewiß Poli-
tik, wie Everling zu Recht für die Wirtschaftspolitik allgemein hervorhebt - und
die Übertragung aller handelspolitischen Kompetenzen ist ohne Bedenken auf der
Basis von Art. 24 GG erfolgt.

Die Überlegungen, die bei der Zustimmung zum EWG-Vertrag angestellt wurden,
gelten heute noch ebenso wie 1957, für ein Gebiet der Wirtschaftspolitik ebenso wie
für ein anderes. Außerdem bestehen auch deshalb keine Bedenken gegen die Anwen-
dung von Art. 24 GG, weil diese Bestimmung die Integration zwar erleichtert, aber
die Entscheidung - wenn auch mit einfacher Mehrheit - dem Bundesgesetzgeber
überläßt. Die "politische" Entscheidung findet also statt, nur ist eine etwa notwen-
dige Grundgesetzänderung nicht erschwert worden, weil sie vom Verfassungsgeber

1 Grämlich [1979, S. 170] meint allerdings, "von einer 'Souveränität' der Bundes-
republik Deutschland kann nur noch mit Vorbehalten gesprochen werden".

2 Auf diese "Funktionsteilung" zwischen EG und den Mitglied Staaten legt z.B.
Ipsen [19 70, S. 7] besonderen Wert.

3 Auch die Übertragung von Hoheitsrechten auf dem sicherlich bedeutsamen Gebiet
der Verteidigung auf die (gescheiterte) Europäische Verteidigungsgemeinschaft
war auf Grund von Art. 24 Abs. 1 GG beschlossen worden.
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schon im vorhinein sanktioniert worden ist. Die Erleichterung beruht nämlich auf
dem Willen der Autoren des Grundgesetzes, die Mitwirkung der Bundesrepublik
Deutschland "als gleichberechtigtes Mitglied in einem vereinten Europa" zu för-
dern1.

82. Zum Schluß äußert Grämlich noch allgemeine Bedenken gegen eine zu intensive
Eingliederung der Bundesrepublik in die "(klein-) europäischen" Gemeinschaften.
Er leitet nämlich aus einigen Bestimmungen des Grundgesetzes ab, daß die Verfas-
sungsorgane der Bundesrepublik dazu angehalten seien, "mit a l l e n anderen
(Staats-) Völkern friedlich zusammen zu leben und zu arbeiten"2. Das ist zwar
richtig, aber daraus folgt nicht, daß ihnen eine engere Zusammenarbeit mit den
westeuropäischen Nachbarn verwehrt sei, trotz Gramlichs Feststellungen [1979,
S. 169], daß "eine einseitige Orientierung doch unweigerlich zugleich die poten-
tielle Frontstellung gegenüber Dritten" bedeutet. Erstens muß die Orientierung auf
die EG nicht einseitig sein, zweitens kann statt einer Frontstellung eine engere Zu-
sammenarbeit der Gemeinschaft mit Dritten entstehen und drittens wäre beides eine
durchaus normale Konsequenz der "Übertragung von Hoheitsrechten" und kann des-
halb kein rechtliches Hindernis für die Anwendung von Artikel 24 Abs. 1 auf die
monetäre Integration in der EWG sein.

83. Andere Einwände gegen die Anwendbarkeit von Art. 24 Abs. 1 bei der Übertra-
gung von währungspolitischen Befugnissen auf den Europäischen Währungsfonds
(oder eine europäische Zentralbank) sind nicht ersichtlich. Somit genügt die einfache
Mehrheit im Bundestag, um einem entsprechenden Vertrag zuzustimmen, der gem.
Art. 236 EWG-Vertrag zwischen den Regierungen der Mitgliedstaaten zu vereinba-
ren wäre.

84. Insgesamt ergibt sich:

(1) Der EWG-Vertrag enthält Vorschriften, auf die einzelne Maßnahmen
im Rahmen des EWS gestützt werden können, so
- der finanzielle Beistand auf Art. 108,
- die konjunkturpolitische Steuerung auf Art. 103,
- die uneingeschränkte Verwendung der ECU zum

Saldenausgleich und
- die Verringerung der Bandbreiten auf Art. 235.

(2) Die Ausstattung des EWS mit einer zentralbank-
ähnlichen Einrichtung (Fonds) und die Übereignung
von Währungsreserven auf den Fonds darf dagegen
nicht auf der Grundlage von Art. 235 erfolgen.
Dazu ist eine Vertrags änderung erforderlich.

(3) In der Bundesrepublik Deutschland können ent-
sprechende Ergänzungen des EWG-Vertrages mit
einfacher Mehrheit des Bundestages beschlossen
werden. Das gilt auch, soweit sie Verfassungs-
änderungen mit sich bringen, weil das erleich-
terte Verfahren zur Übertragung von Hoheitsrech-
ten nach Art. 24 1 GG anwendbar ist.

1 Präambel zum GG.
2 ^ » m l i n h F 1 Q 7 Q G

zum GG.
[19 79, S. 169]. Hervorhebung im Original.
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